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Datum: 29.03.2017 

 

Rechtsvorschriften: 

§§ 1, 2 WissZeitVG i. d. F. vom 18.04.2017 

 

Orientierungshilfe: 

Zur Frage, ob ein „als Lehrkoordinator“ an einer medizinischen Fakultät für die Bereiche 
Chirurgie und Innere Medizin beschäftigter Theologe zum wissenschaftlichen Personal im 
Sinne von § 1 WissZeitVG i.d.F. vom 18.4.2007 gehört. 
 

 

Urteil: 

 

I. Auf die Berufung des Klägers wird das Endurteil des Arbeitsge-

richts Würzburg vom 03.06.2015, Az. 1 Ca 1775/14, teilweise 

abgeändert und insgesamt zur Klarstellung wie folgt neu gefasst: 

 

1. Es wird festgestellt, dass das zwischen den Parteien mit Ar-

beitsvertrag vom 09.12.2010 begründete Arbeitsverhältnis 

nicht aufgrund Befristung vom 16.11.2012 am 15.01.2015 

geendet hat. 

 

2. Der Beklagte wird verurteilt, den Kläger bis zur rechtskräfti-

gen Entscheidung über den Bestand des Arbeitsverhältnis-

ses zu den Arbeitsbedingungen des Arbeitsvertrags vom 

16.11.2012 als Lehrkoordinator am Dekanat der Medizini-

schen Fakultät des Universitätsklinikums W… weiter zu be-

schäftigen. 

 

3. Im Übrigen wird die Klage abgewiesen. 
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II. Die Kosten des Rechtsstreits werden gegeneinander aufgeho-

ben. 

 

III. Die Revision wird nicht zugelassen. 

 

 

 

 

Tatbestand: 

 

Die Parteien streiten über die Wirksamkeit zweier befristeter Teilzeitarbeitsverträge des 

Klägers mit dem Beklagten nach dem Wissenschaftszeitvertragsgesetz in der vom 

18.04.2007 – 16.03.2016 geltenden Fassung (künftig nur WissZeitVG). 

Der am 13.06.1975 geborene Kläger war an der Universitätsklinik W… vom 16.01.2010 

bis 15.01.2015 als Lehrkoordinator für die Fächer Chirurgie/ interdisziplinäre Onkologie 

(50 %, künftig Chirurgie) und parallel vom 16.10.2010 bis 15.10.2015 für das Fach Innere 

Medizin (50 %) beschäftigt. Der Kläger ist Diplomtheologe (evangelisch) und seit 2007 

Mitglied der Gesellschaft für medizinische Ausbildung (GMA). Er hat 2007 das Blocksemi-

nar „Ärzte an Grenzen“ für die Universitätsklinik E… konzipiert. Eine medizinische Ausbil-

dung hat der Kläger nicht. Wegen der Einzelheiten des Werdegangs des Klägers wird auf 

den Lebenslauf vom 11.11.2009 verwiesen (Blatt 472 d.A.) Dem Arbeitsverhältnis liegen 

mehrfach befristete Teilzeitarbeitsverträge zu Grunde. Auf die Arbeitsverträge findet je-

weils der TV-L Anwendung. Der Kläger ist eingruppiert in die Entgeltgruppe E 13 und be-

zog zuletzt berechnet auf Vollzeitbasis ein Bruttoentgelt von 3.937,21 € monatlich.  

Im Sommer 2009 schrieb die Universität W… die Stelle einer Lehrkoordinatorin/-

koordinators für das Fach Chirurgie (halbtags) aus (Blatt 146 d.A.). Die Stellenausschrei-

bung lautet auszugsweise wie folgt: 
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„Die Tätigkeit umfasst die Organisation und Koordination sämtlicher Lehrveranstaltungen 
der drei chirurgischen Lehrstühle (Allgemein-, Visceral-, Gefäß- und Kinderchirurgie; Un-
fall-, Hand, Plastische und Wiederherstellungschirurgie; Herz-Thorax-Chirurgie), die Evalu-
ation und Weiterentwicklung der theoretischen und praktischen Inhalte sowie die Durchfüh-
rung von Seminaren für studierende im chirurgischen Blockpraktikum. 
Die Anforderungen an die Stelleninhaberinnen/-Inhaber beinhalten die klinische Erfahrung 
– möglichst Facharztanerkennung, Lehrerfahrung, Durchsetzungsvermögen, hohe Kom-
munikationsfähigkeit, Freude an der Lehre und am Umgang mit Studierenden. Die Stelle ist 
zunächst auf zwei Jahre befristet. …“ 

Auf diese Stelle - von Dr. D…, dem Lehrverantwortlichen Oberarzt der Chirurgie, auf-

merksam gemacht - bewarb sich der Kläger mit Schreiben vom 11.11.2009 (Blatt 13 d.A.). 

Am 01.12.2009 fand das Vorstellungsgespräch mit dem damaligen Studiendekan der me-

dizinischen Fakultät, Herrn Professor De…, statt. Daraufhin wurde der Kläger mit Arbeits-

vertrag vom 15.12.2009 für die Zeit vom 16.01.2010 bis 15.01.2011 als „wissenschaftli-

cher Mitarbeiter“ im Sinne von § 22 Abs. 1 und 2 des bayerischen Hochschulgesetzes 

eingestellt. Der Vertrag wurde nach dem WissZeitVG befristet. Die regelmäßige wöchent-

liche Arbeitszeit betrug die Hälfte der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines voll-

beschäftigten wissenschaftlichen Mitarbeiters (Blatt 9, 10 d.A.). 

Im September 2010 schrieb die Universität W… eine Lehrkoordinatorenstelle für den Be-

reich Innere Medizin (halbtags) aus (Blatt 14 d.A.). Die Stellenausschreibung lautet aus-

zugsweise wie folgt: 

Ihre Aufgaben: Analyse, Evaluation und Verbesserung von Lehrveranstaltungen, Entwick-
lung und Umsetzung innovativer Lehrangebote, Curriculumsentwicklung, Konzeption von 
Lehrveranstaltungen und deren Betreuung, Ansprechpartner für Studierende. 
Ihr Profil: abgeschlossenes Studium der Humanmedizin, möglichst Facharzt für Innere 
Medizin, Promotion, praktische Erfahrung in der universitären Lehre, Konfliktlösungskom-
petenz, sichere Kenntnisse in der S-Office-Anwendungen, schnelle Einarbeitung in neue 
Problemstellungen, Einsatzbereitschaft, Teamfähigkeit, Durchsetzungsvermögen. 
Wir bieten Ihnen: vielseitige interessante Aufgaben, eigenständiges Arbeiten, bis 03/2011 
befristetes Arbeitsverhältnis mit der Option zur jährlichen Verlängerung.…“ 
 
 

Mit Arbeitsvertrag vom 08.10.2010 (Blatt 11 d.A.) wurde der Kläger unter Aufhebung des 

Arbeitsvertrags vom 15.12.2009 nach dem WissZeitVG befristet vom 16.11.2010 bis 

15.10.2011 zunächst in Vollzeit bis 16.01.2011 (Lehrkoordinator Chirurgie und Innere Me-

dizin je zur Hälfte) und danach in Teilzeit (50 %) für die Innere Medizin beschäftigt. 
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Unter dem Datum 12.10.2010 erstellte Oberarzt Dr. S…, der Lehrbeauftragte für das Fach 

Innere Medizin, einen Vermerk unter der Überschrift „Zur Arbeitsplatzbeschreibung einer 

Lehrkoordinatorin/ eines Lehrkoordinators der Medizinischen Kliniken“ (Blatt 15 d.A.). Die-

ser lautet: 

1. Erstellen eines durchgängigen Lehrkonzeptes vom 5. bis 12. Semester zusammen mit der 
AG Lehre. Wir brauchen einen strukturierten Plan zu den Lehrinhalten und zu den Metho-
den für die Kurse/Praktika. Ein Curriculum ist das Ziel. 

1. Optimierung der Organisationsstruktur der Kurse/Praktika. Die Organisation der Kurse 
kann bei steigenden Studentenzahlen nicht mehr wie bisher von den Dozenten und 
Schwerpunkts-Sekretärinnen übernommen werden. Ein besonderes Problem ist das Auf-
finden demonstrabler Patienten. Kreative neue Ideen sind gefragt. 

2. Koordination und Organisation der Veranstaltungen zusammen mit der Sekretärin Frau 
M…. Im 5. Semester wird das Praktikum Klinische Untersuchungsmethoden vom Dekanat 
teilweise organisiert, den klinischen Teil organisiert Prof. J…. Im 6. und 7. Semester findet 
das Klinische Praktikum mit Seminar statt; hier brauchen wir eine Hilfe bei der Patienten-
suche. Das Blockpraktikum des 10. Semesters organisierte bisher schon der Lehrkoordina-
tor. Das praktische Jahr in 11. und 12. Semester organisiert das Dekanat. Aber auch in der 
PJ-Ausbildung gibt es Arbeitsfelder für den Lehrkoordinator: z.B. Ausbildungsplan, Nach-
mittagsunterricht, Einsatz in den Ambulanzen. 

3. Von den Studenten dringend gewünscht ist der Ausbau des E-Learning. Das Sammeln und 
Aufarbeiten von Fällen ist aufwendig. 

4. Ansprechpartner für die Studenten zusammen mit der Sekretärin Frau M…. Wir brauchen 
die schnelle Rückmeldung zu Pannen und Organisationsfehlern. 

5. Schulung der Dozenten: dazu gibt es an der Fakultät schon Bemühungen, an die wir uns 
anschließen können. 

6. Organisation und Auswertung der Klausur: die Klausur soll mittelfristig am Bildschirm statt-
finden. Bis dahin haben wir Papierversionen. Die Erstellung der Klausurblätter soll der 
Lehrkoordinator übernehmen. 

 

Auf der Internetseite der Universität W… sind die Aufgaben für die Lehrkoordination an 

der medizinischen Fakultät wie folgt beschrieben: 

„Zur strukturellen und inhaltlichen Verbesserung der Lehre wurden an der medizinischen 
Fakultät Teilzeitstellen für Lehrkoordinatoren geschaffen. Die Lehrkoordinatoren stellen 
das Bindeglied dar zwischen den Lehrenden und den Studierenden und fördern deren kon-
tinuierlichen Austausch. 
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Ihre Tätigkeit umfasst die Analyse, Evaluation und Verbesserung von Lehrveranstaltungen 
sowie die Anregung von innovativen Lehrangeboten. Ihr Tätigkeitsbereich ist je nach medi-
zinischem Fachbereich unterschiedlich und umfasst u.a. folgende Bereiche: 

 bei Fragen und Problemen bezüglich der studentischen Ausbildung sind sie erste An-
sprechpartner für die Studierenden in den entsprechenden Kliniken und Instituten. 
Auch die Information über psychologische Beratungsmöglichkeiten ist ein Aspekt, den 
die Lehrkoordination vertrauensvoll behandelt. 

 Sie arbeiten mit an der Curriculumsentwicklung und der Konzeption von Lehrveranstal-
tungen und klinischen Praktika und betreuen diese. Lernziele und Lerninhalte stimmen 
sie mit den Dozenten ab und verbessern die Abstimmung der Inhalte unter den Dozen-
ten. Wo es sinnvoll ist, stellen Sie Lernmaterialien und Skripte für die Studierenden. 

 Die Ausbildungsmodule werden fortlaufend von den Lehrkoordinatoren analysiert und 
evaluiert, der mit Verbesserungen gezielt implementiert werden können. Sie evaluieren 
auch vorhandene Lehrmedien und suchen nach neuem, interessantem Lehrmaterial. 

 Sie bilden sich weiter im Hinblick auf neueste Entwicklungen der medizinischen Didak-
tik und Verbesserung der Prüfungsqualität von schriftlichen, mündlichen und prakti-
schen Prüfungen. In ihrer Multiplikatorenfunktion tragen sie dieses Wissen weiter an 
die Lehrenden der jeweiligen medizinischen Abteilungen. 

 Teilweise sind sie selbst aktiv mit in der Lehre tätig, um neuestes didaktisches Wissen 
auch in die Praxis einzuführen. So führen Sie unter anderem Untersuchungskurse und 
klinische Praktikumseinheiten in den entsprechenden Fachbereichen durch und betei-
ligen sich an der praktischen Studentenausbildung im SkillsLab. 

 Sie organisieren und koordinieren die Zusammenstellung und Auswertung von Klausu-
ren. Sie beraten hinsichtlich guter Fragenformate. Auch die Verbesserung des Klau-
surauswertemodus und die Einführung von automatisierten Klausurauswertesystemen 
gehört mit zu ihrem Tätigkeitsbereich. 

 Der Aufbau des E-Learning-Angebots in den entsprechenden medizinischen Fachbe-
reichen liegt in Ihrer Verantwortung. Sie tragen Sorge für die Erstellung von fallbasier-
ten E-Learning-Modulen und die curriculare Einbindung des E-Learning-Angebots in 
die Präsenzlehre. 

 Nicht zuletzt verbessern Sie die Kommunikation und Vernetzung mit der Fachschaft, 
dem SkillsLab, mit anderen Fachbereichen innerhalb der medizinischen Fakultät, mit 
den Lehrkrankenhäusern der Universität W… und mit anderen Universitäten.“ 

 

Am 09.12.2010 wurde ein neuer Arbeitsvertrag geschlossen. Dieser hob den Arbeitsver-

trag vom 08.10.2010 ab 16.01.2011 auf und war nach dem WissZeitVG befristet für die 

Zeit vom 16.01.2011 bis 15.01.2013, davon bis 15.10.2011 in Vollzeit und danach in Teil-

zeit (50 %). Wegen der Einzelheiten wird auf Blatt 18f d.A. verwiesen. Aufgrund dieses 

Vertrages war der Kläger bis 15.10.2011 in Vollzeit als Lehrkoordinator für die Fächer 

Chirurgie und Innere Medizin tätig, ab 16.10.2011 bis 15.01.2013 in Teilzeit (50 %) für die 

Chirurgie. 
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Mit E-Mail vom 02.03.2011 bat der Kläger den Studiendekan De… um ein Mitarbeiterge-

spräch (Blatt 186 d.A.). Hierauf antwortete Studiendekan De… mit E-Mail vom 03.03.2011 

(Blatt 186 d.A.). 

Unter dem Datum 18.03.2011 erstellte der Kläger auf Anregung von Dr. D… einen aus-

führlichen Tätigkeitsbericht (Blatt 117 ff d.A.), den Dr S… mit E-Mail vom gleichen Tage 

wie folgt charakterisierte: „…aus meiner Sicht fehlt nichts und die Fakten sind deutlich 

genug beschrieben.“ (Blatt 336 d.A.).  Den Tätigkeitsbericht leitete der Kläger dann an 

den Studiendekan De… weiter. 

Am 20.03.2011 fand das Mitarbeitergespräch zwischen dem Studiendekan und dem Klä-

ger statt. 

Am 30.09.2011 schlossen die Parteien zusätzlich zum Arbeitsvertrag vom 09.12.2010 

einen weiteren nach dem WissZeitVG vom 16.10.2011 bis 15.10.2013 befristeten Arbeits-

vertrag auf Teilzeitbasis (50 %) ab. Wegen der Einzelheiten wird auf Blatt 20 d.A. verwie-

sen. Auf Basis dieses Vertrages wurde der Kläger als Lehrkoordinator in der Inneren Me-

dizin beschäftigt. 

Der Vertrag vom 09.12.2010 (ab 16.01.2011, Teilzeit 50 %, Chirurgie, s.o.) wurde mit Ver-

trag vom 16.11.2012 ab 16.01.2013 bis 15.01.2015 verlängert (Blatt 22 d.A.). Aufgrund 

dieses Vertrages wurde der Kläger weiterhin als Lehrkoordinator in der Chirurgie beschäf-

tigt. 

Mit Vertrag vom 28.05.2013 wurde der Teilzeitvertrag vom 30.09.2011 ab 16.10.2013 bis 

15.10.2015 verlängert (Blatt 23 d.A.). Aufgrund dieses Vertrages wurde der Kläger weiter-

hin als Lehrkoordinator in der Inneren Medizin beschäftigt. 

Insgesamt war der Kläger daher jeweils befristet gestützt auf § 2 WisszeitVG als Lehrko-

ordinator im Bereich Chirurgie/Onkologie vom 16.01.2010 bis 15.01.2015 in Teilzeit 50 % 

beschäftigt und im Bereich Innere Medizin vom 16.10.2010 bis 15.10.2015. 
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Auf seine Bitte vom 10.11.2014 (Blatt 24 ff d.A.), seine Verträge zu verlängern, wurde 

dem Kläger mitgeteilt, dass diese endgültig zum 15.01.2015 bzw. 15.10.2015 enden wer-

den. 

Hiergegen erhob der Kläger mit Schriftsatz vom 03.12.2014 die vorliegende Entfristungs-

klage, eingegangen beim Arbeitsgericht Würzburg am 04.12.2014. 

Der Kläger ist der Ansicht, dass die von ihm geforderte Tätigkeit nicht wissenschaftlich im 

Sinne des WissZeitVG geprägt sei und er auch nicht in diesem Sinne wissenschaftlich 

tätig sei. Stellenausschreibungen hätten sich an Mediziner gerichtet. Von ihm als Theolo-

gen hätten daher wissenschaftliche Tätigkeiten auch nicht gefordert werden können. Die 

Beklagte ist der Ansicht, dass vom Kläger von Anfang an wissenschaftliche Tätigkeit ge-

fordert worden sei. Diese habe der Kläger auch ausgeführt. Im Übrigen könne er nicht 

selbst den Schwerpunkt seiner Tätigkeiten in den Verwaltungsbereich verlegen. 

Wegen des weiteren erstinstanzlichen Vortrags der Parteien und die Antragstellung wird 

auf den Tatbestand im Urteil des Arbeitsgerichts verwiesen. 

Das Arbeitsgericht wies die Klage mit Urteil vom 03.06.2015 ab. Maßgebend sei, dass für 

die Beurteilung einer wissenschaftlichen Tätigkeit auf den jeweiligen Arbeitsvertrag und 

nicht auf die spätere Durchführung des Vertragsverhältnisses abzustellen sei. Dem Kläger 

habe eine so genannte Mischtätigkeit oblegen, eine Tätigkeit mit sowohl wissenschaftli-

chem als auch nicht wissenschaftlichem Charakter. Wesentlicher Teil der vom Kläger ge-

forderten Aufgaben sei die Erstellung eines durchgängigen Lehrkonzepts zusammen mit 

der AG Lehre (Curriculums-Entwicklung) gewesen. Dies ergebe sich aus der Arbeitsplatz-

beschreibung (Blatt 15 d.A.). Die Erstellung eines solchen Lehrkonzeptes setze naturge-

mäß voraus, dass der Kläger über die Lehrinhalte vertiefte Kenntnisse habe, er sich mit 

den Lehrinhalten in wissenschaftlicher Art und Weise auseinandersetze und bei der Er-

stellung gegebenenfalls unter Gewinnung und Verarbeitung neuer Erkenntnisse den Er-

kenntnisstand der Lehre erweitere oder zumindest sichere, und dass Lernziele und Lern-

inhalte mit den Dozenten abgestimmt würden. Es gehe nicht nur darum, eine zeitliche 

Abstimmung der einzelnen Lehrveranstaltungen vorzunehmen, sondern eine sinnvolle 
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Koordination der Abfolge/Reihenfolge der einzelnen Lehrveranstaltungen. Dies setze ge-

radezu zwingend eine Auseinandersetzung mit den jeweiligen Inhalten der Lehrveranstal-

tungen, die wissenschaftlichen Charakter aufwiesen, voraus. Soweit der Kläger seinen 

diesbezüglichen Anteil „kleinzureden“ versuche, ändere dies an der Einstufung als wis-

senschaftlich ausgerichtete Tätigkeit nichts. Entscheidend sei allein, dass der Kläger an 

der kontinuierlichen Entwicklung der einzelnen Lehrkonzepte mitgewirkt habe. 

Nichts anderes gelte für die vom Kläger geforderte Analyse, Evaluation und Verbesserung 

von Lehrveranstaltungen. Die Auseinandersetzung mit den wissenschaftlichen Inhalten 

der Lehre sowie mit den neuesten medizindidaktischen Erkenntnissen und Entwicklungen 

sei unabdingbare Voraussetzung hierfür. Dieselben Erwägungen würden auch für den 

vom Kläger geforderten Ausbau des E-Learning gelten. Der Einwand des Klägers, diese 

Tätigkeit habe nur am Rande eine Rolle gespielt und sei für das Arbeitsverhältnis nicht 

prägend gewesen, ändere nichts am Charakter der wissenschaftlichen Ausrichtung seiner 

Tätigkeit insoweit. 

Auch die vom Kläger geforderte eigene Fortbildung im Hinblick auf neueste Entwicklun-

gen der medizinischen Didaktik und Verbesserung der Prüfungsqualität von schriftlichen, 

mündlichen und praktischen Prüfungen lasse sich problemlos dem Begriff der wissen-

schaftlichen Dienstleistung zuordnen. Unstreitig habe der Kläger an Tagungen und Work-

shops teilgenommen. Sein Einwand, er habe insoweit lediglich Kontakte aufgebaut, ver-

fange nicht. Denn bei dem Knüpfen von Kontakten mit anderen akademischen Einrichtun-

gen handle es sich um eine klassische Zusammenhangstätigkeit zur Vorbereitung für ei-

nen wissenschaftlichen Gedankenaustausch. Aus den gleichen Gründen sei auch die von 

der Aufgabenstellung für den Kläger vorgesehene Weiterbildung der Dozenten als wis-

senschaftlich ausgerichtet anzusehen. 

Nicht recht nachvollziehbar erscheine, warum der Kläger die von ihm selbst durchgeführte 

Lehrveranstaltung („Anamneseschnipsel“), die nach dem unstreitigen Vorbringen des Be-

klagten im Blockpraktikum der Inneren Medizin als Pflichtseminar durchgeführt worden sei 

und 3 Semesterwochenstunden umfasst habe, nicht als wissenschaftliche Dienstleistung 

einstufen wolle. Das Seminar sei unstreitig vom Kläger eigenständig konzipiert und 

durchgeführt worden. 
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Wegen der weiteren Begründung wird auf die Entscheidungsgründe im Urteil des Arbeits-

gerichts verwiesen. 

Das Urteil des Arbeitsgerichts wurde dem Kläger am 06.07.2015 zugestellt. 

Mit Schriftsatz vom 23.07.2015, eingegangen beim Landesarbeitsgericht Nürnberg am 

24.07.2015, legte er hiergegen Berufung ein und begründete diese gleichzeitig. 

Der Kläger hält das Urteil des Arbeitsgerichts für falsch. Von ihm seien nie wissenschaftli-

che Tätigkeiten gefordert worden. Entscheidend sei jeweils der Abschluss der Arbeitsver-

träge.  

Die Stellenausschreibung Lehrkoordination Chirurgie stelle in erster Linie auf Organisati-

ons- und Koordinationsaufgaben ab. Diese seien an erster Stelle genannt. Soweit in der 

Stellenausschreibung überhaupt eine wissenschaftliche Tätigkeit genannt sei, könne dies 

nicht für den Kläger als Theologen und Nichtmediziner gemeint gewesen sein. Für den 

Bereich Chirurgie habe es überhaupt keine gültige Arbeitsplatzbeschreibung gegeben. 

Auch im Vorstellungsgespräch vom 01.12.2009 sei allen klar gewesen, dass der Kläger 

nicht an medizinischer Forschung und Lehre mitwirken könne. Wissenschaftliche Erwar-

tungen seien seitens des Beklagten weder konkretisiert noch begründet worden. Als wis-

senschaftlicher Mitarbeiter sei er nur deshalb bezeichnet worden, um eine Befristung nach 

dem WissZeitVG möglich zu machen. Denn die Mittel seien aus Studienbeiträgen finan-

ziert worden, die nicht für Forschungszwecke zur Verfügung gestanden hätten. Die Stel-

len der Lehrkoordinatoren seien beim Studiendekan angesiedelt gewesen, die Ausgestal-

tung im Detail sei aber den Kliniken überlassen worden. Der Kläger als Theologe habe 

auch nicht wissenschaftlich auf dem Gebiet der Medizindidaktik tätig werden können. Die 

Ausbildungsforschung sei damals an der Universität W… noch nicht institutionalisiert ge-

wesen. 

Auch die Stellenausschreibung für die Lehrkoordination Innere Medizin sei auf Mediziner 

zugeschnitten gewesen. Auch soweit hier überhaupt wissenschaftliche Tätigkeiten gefor-

dert worden sein sollten, habe dies für den Kläger als Theologen nicht gelten können. Die 
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Arbeitsplatzbeschreibung von Dr. S… vom 12.10.2010 (Blatt 15 d.A.) sei nur ein Entwurf 

gewesen, zugeschnitten auf Frau Dr. A…, die neue Lehrkoordinatorin und Fachärztin für 

die Innere Medizin.  

Bezogen auf die Stellenbeschreibung im Internet habe er ausschließlich diese Tätigkeiten 

als „Bindeglied zwischen Lehrenden und Studierenden“ durchgeführt und sich vorrangig 

mit Organisationsfragen beschäftigt.  

Der Tätigkeitsbericht vom 18.03.2011 habe seine Tätigkeiten richtig zusammengefasst 

und zeige, dass er hauptsächlich organisatorische, informierende, vermittelnde und bera-

tende Tätigkeiten durchzuführen hatte, die nicht als wissenschaftlich angesehen werden 

könnten. Der Tätigkeitsbericht sei dem Studiendekan zum Mitarbeitergespräch vom 

22.03.2011 vorgelegt worden in der Erwartung, dass er diesem zustimme. Der Studiende-

kan sei mit dem Tätigkeitsbericht einverstanden gewesen, ansonsten hätte irgendetwas 

geschehen müssen. 

Jede Vertragsverlängerung sei auf Basis der bisherigen Vereinbarungen und Tätigkeiten 

erfolgt, so wie in seinem Tätigkeitsbericht vom 18.03.2011 beschrieben. Mit diesem sei 

der Beklagte einverstanden und zufrieden gewesen. Die Verlängerungen seien immer mit 

Zustimmung der jeweiligen Fakultäten erfolgt. Alle Tätigkeiten seien mit den jeweiligen 

Lehrbeauftragten abgestimmt gewesen. Er habe seine Tätigkeit nicht eigenmächtig zu 

mehr Verwaltungsaufgaben hin geändert. 

Aus den tatsächlich durchgeführten Tätigkeiten könne nicht auf den wissenschaftlichen 

Zuschnitt der ihm zugewiesenen Aufgaben geschlossen werden. 

Es sei richtig, dass er die beiden Seminare „Anamneseschnipsel“ und „Ärzte an Grenzen“ 

gehalten habe. Hierfür habe aber keine feste Lehrverpflichtung bestanden. Im Seminar 

„Anamneseschnipsel“ sei nur über die von Studenten eingebrachten Erfahrungen und 

Texte diskutiert worden. Das Seminar sei nie Gegenstand von Lehrforschungen gewesen 

und nicht Teil einer Prüfungsordnung. Es habe keinen wissenschaftlichen Charakter ge-

habt. Das Seminar „Ärzte an Grenzen“ behandle kommunikativ schwierige Grenzsituatio-
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nen. Als Material habe er einen Beschwerdebrief Angehöriger verwendet oder von Kin-

dern formulierte Gedanken sowie 2 Filmsequenzen, 2 Bibeltexte und Texte von Eckart 

von Hirschhausen. Es habe sich um ein pragmatisches Pflichtseminar gehandelt, bei dem 

er jeweils als Gastdozent, also mit Lehrauftrag, tätig gewesen sei. Insgesamt habe er für 

seine Lehrtätigkeit ca. 2 Wochenstunden aufgewendet. 

Soweit er an der Curriculumsentwicklung oder der Erstellung eines durchgängigen Lehr-

konzepts beteiligt gewesen sei, habe es sich nie um eine wissenschaftliche Dienstleistung 

gehandelt oder sei eine solche angefordert worden. Er sei nur beratend und impulsge-

bend beteiligt gewesen, da er selbst kein Mediziner sei. Es seien keine didaktischen Er-

kenntnisse gewonnen, sondern allenfalls umgesetzt worden. Er habe lediglich Vorschläge 

aufgrund der Korrespondenz mit Studierenden gemacht, sei aber nicht in der Lage oder 

befugt gewesen, verbindliche Entscheidungen für ein Lehrkonzept zu treffen. Eine eigene 

Reflexion der Inhalte habe nicht stattgefunden. Deshalb sei auch eine ständige Reflexion 

wissenschaftlicher Erkenntnisse nicht notwendig gewesen. Diese Weiterentwicklung sei 

aus der organisatorischen Basisarbeit entstanden. Für diese Weiterentwicklung des Lehr-

angebots habe er etwa 5-10 % seiner Arbeitszeit aufgewendet. 

Hinsichtlich des Auf-/Ausbaus des E-Learning sei nie eine wissenschaftliche Aufbereitung 

gefordert worden. Es seien nie konkrete Erwartungen an ihn herangetragen worden. Zu-

ständig gewesen seien die anderen Lehrkoordinatoren Mü… und Sp…. Er sei nur in der 

Lage, ein fertiges Konzept in die studentische Ausbildung mit einzubinden. 

Für die eigene Fortbildung bezüglich neuester Entwicklungen der medizinischen Didaktik, 

der Verbesserung der Prüfungsqualität und der Schulung/Weiterbildung der Dozenten 

habe er nur einige Tage pro Jahr aufgebracht, im Durchschnitt etwa 1 Stunde in der Wo-

che. Als Theologe könne er den aktuellen Forschungsstand weder im medizinischen noch 

im medizindidaktischen Bereich laufend aufarbeiten und präsentieren. An Tagungen und 

Konferenzen habe er teilgenommen nicht um eigene Forschungen zu präsentieren oder 

Impulse für eigene Forschungen zu erhalten, sondern nur zum Gedankenaustausch mit 

anderen Universitäten. Es sei nicht darum gegangen über medizindidaktische Themen 

nachzudenken, sie zu reflektieren oder weiterzuentwickeln, sondern neues lediglich nach-

zuvollziehen, aufeinander abzustimmen und Vorschläge zu unterbreiten. In Lehrveranstal-
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tungen habe er hospitiert, weil er Schwerpunkte habe kennen lernen wollen. Eine Weiter-

qualifizierung im medizindidaktischen Bereich sei nicht Teil seiner Arbeitspflicht gewesen. 

Bei der Überprüfung von Prüfungsfragen sei er von der L…-Universität Mn… gut beraten 

worden. Insoweit habe er an einem Prüfungsworkshop teilgenommen, der für alle Habili-

tanden, die die Fortbildungsverpflichtung erfüllen mussten, verpflichtend gewesen sei. 

Hier sei es nur darum gegangen, von Experten zu lernen und zu üben, ohne kritische wis-

senschaftliche Reflexion. Fragen habe er sich nicht ausgedacht. 

Hinsichtlich der Analyse, Evaluation und Verbesserung der Lehrveranstaltungen habe er 

keine Methoden selbst forschend ermittelt. Vielmehr hätten sich aus Rückmeldungen Fra-

gestellungen ergeben, die dann abgefragt worden seien. Er habe die Auswertung der 

Evaluation an die Dozenten weitergegeben, dann Gespräche mit Ihnen geführt und Ver-

besserungsmöglichkeiten in Abstimmung mit den Dozenten umgesetzt. Hierfür habe er 

etwa 6 Stunden pro Woche aufgewendet. Um eine wissenschaftliche Tätigkeit habe es 

sich hier nicht gehandelt. 

Im Übrigen habe er sich um Organisationsfragen gekümmert und sei als Ansprechpartner 

für Studierende zur Verfügung gestanden. 

Insgesamt seien von ihm keine medizindidaktischen Dienstleistungen erwartet worden. In 

beiden Fakultäten (Chirurgie und Innere Medizin) sei man mit seiner Arbeit durchwegs 

zufrieden gewesen. Stets hätten alle Beteiligten einschließlich der Studierenden der Ver-

längerung seine Verträge zugestimmt. Es werde bestritten, dass es seit Jahren massive 

Beschwerden von Studenten über ihn gegeben habe und diverse Gespräche zur Verbes-

serung seiner Leistungen auf Dekanatsebene stattgefunden hätten. Es werde auch be-

stritten, dass er keine Einsicht gezeigt habe und dass es Streitereien mit Vorgesetzten 

gegeben habe. 

Der Kläger stellt im Berufungsverfahren folgende Anträge: 

1. Auf die Berufung des Klägers wird das Urteil des Arbeitsgerichts Würzburg 

vom 03.06.2015, Aktenzeichen 1 Ca 1775/14, abgeändert. 
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2. Es wird festgestellt, dass das zwischen den Parteien mit Arbeitsvertrag 

vom 09.12.2010 begründete Arbeitsverhältnis nicht aufgrund Befristung 

vom 16.11.2012 am 15.01.2015 geendet hat. 

3. Es wird festgestellt, dass das zwischen den Parteien mit Arbeitsvertrag 

vom 30.09.2011 begründete Arbeitsverhältnis nicht aufgrund Befristung 

vom 28.05.2013 am 15.10.2015 geendet hat. 

4. Der Beklagte wird verurteilt, den Kläger für den Fall des Erfolgs der erho-

benen Entfristungsklage bis zu ihrer rechtskräftigen Entscheidung zu un-

veränderten Arbeitsbedingungen nach den Arbeitsverträgen vom 

09.12.2010/16.11.2012 und 30.09.2011/28.05.2013 als Lehrkoordinator 

beim Dekanat der medizinischen Fakultät des Universitätsklinikums W… 

weiter zu beschäftigen. 

Der Beklagte beantragt: 

Die Berufung des Klägers wird zurückgewiesen. 

Der Beklagte verteidigt das Urteil des Arbeitsgerichts unter weiterer Ergänzung und Ver-

tiefung seines erstinstanzlichen Vortrages. Die Ausschreibung für die Lehrkoordinatoren-

stelle Chirurgie habe sich nicht zwingend an Mediziner gerichtet. Der Kläger sei aufgrund 

des Vorstellungsgesprächs als geeignet angesehen worden. Er habe seine wissenschaft-

lichen Erfahrungen, die er vorher an der Universität E… erlangt habe, betont und explizit 

angeboten und sich für fähig erklärt, die Lehre weiterzuentwickeln. Er habe auch Erfah-

rungen im Bereich der Entwicklung von Lehrveranstaltungen gehabt. Man habe sich wis-

senschaftliche Impulse für curriculare und medizindidaktische Weiterentwicklung verspro-

chen. Für diese Stelle habe allerdings nicht explizit eine Arbeitsplatzbeschreibung be-

standen. Es hätten aber viele Gespräche mit dem Lehrbeauftragten der chirurgischen 

Fakultät, Dr. D…, zur Curriculumsentwicklung, Analyse, Evaluation, Verbesserung von 

Lehrveranstaltungen sowie Fort- und Weiterbildung stattgefunden. 
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Die Stelle als Lehrkoordinator bei der inneren Medizin sei ersichtlich als wissenschaftliche 

Tätigkeit ausgeschrieben gewesen. Dies ergebe sich auch aus der Arbeitsplatzbeschrei-

bung vom 12.10.2010. Es seien auch andere Nichtmediziner als Lehrkoordinatoren ein-

gestellt worden, so zwei Biologinnen, eine Biochemikerin, ein Lehrer, eine Pädagogin so-

wie 2 Psychologinnen. Der Kläger habe sich immer selbst als Wissenschaftler gesehen 

und habe promovieren wollen. Auch für ihn als Nichtmediziner sei Ausbildungsforschung 

möglich gewesen und auch erwartet worden. Betreut worden sei der Kläger durch die 

Lehrverantwortlichen Dr. D… und Dr. S…. Von diesen seien die medizinischen Kenntnis-

se, vom Kläger die didaktischen Kenntnisse eingeflossen. Die Medizindidaktik sei ein jun-

ger Wissenschaftsbereich, der erst in den letzten 5 Jahren entstanden sei. Der Kläger sei 

eingestellt worden, um sich kritisch mit den Inhalten, der Reform und der Weiterentwick-

lung der Medizindidaktik zu beschäftigen. Dies könne auch ein Theologe. 

Die Initiative zur Erstellung des Tätigkeitsberichts vom 18.03.2011 sei vom Kläger und 

Herrn Dr. D… zur Rechtfertigung der Stelle als Lehrkoordinator ausgegangen. Der Tätig-

keitsbericht habe an der von Anfang an geforderten wissenschaftlichen Tätigkeit des Klä-

gers nichts ändern sollen, auch wenn er viele Sekretariatsaufgaben enthalte. Der Tätig-

keitsbericht sei jedoch nicht die Grundlage für die Vertragsverlängerungen gewesen. Er 

sei auch von den Adressaten nicht gutgeheißen worden, vielmehr habe es keine Reaktion 

gegeben. Auch wenn die im Tätigkeitsbericht genannten Tätigkeiten zahlenmäßig über-

wiegend administrative Tätigkeiten seien, sei doch auch ein bedeutender Anteil wissen-

schaftlich. Mit dem Tätigkeitsbericht habe man sich im Mitarbeitergespräch 22.03.2011 

nicht beschäftigt. Eine Willenserklärung des Studiendekans zur Änderung der Anforde-

rungen sei nicht erfolgt. Es sei vielmehr um Fragen der Promotion und Nebentätigkeiten 

des Klägers zusätzlich zu seiner Tätigkeit als Lehrkoordinator gegangen. Die Klinikdirek-

toren hätten nie die Einwilligung zum Tätigkeitsbericht gegeben. 

Der Kläger habe eigenmächtig seine Tätigkeit in den Verwaltungsbereich verlagert. Ande-

re Lehrkoordinatoren seien eigeninitiativ gewesen und hätten auch ohne explizite Auffor-

derungen die Anforderungen erfüllt. 

Die Lehrtätigkeit des Klägers für die Seminare „Anamneseschnipsel“ und „Ärzte an Gren-

zen“ hätte inklusive Vor- und Nachbereitung durchschnittlich 3,5 Wochenstunden und 



 

2 Sa 293/15 

- 15 - 

damit 9,1 % seiner Arbeitszeit in Anspruch genommen. Die Seminare seien vom Kläger 

eigenständig konzipiert worden. Er habe eigene Erkenntnisse einbeziehen und medizin-

ethische Fragestellungen erörtern können. Es sei auch erwartet worden, aktuelle Er-

kenntnisse zu verarbeiten. Hinsichtlich des Seminars „Ärzte an Grenzen“ sei der Kläger 

auch der federführende Seminarleiter gewesen und habe diese Seminare auch überwie-

gend selbst gehalten. 

Für die Aufgabe Curriculumsentwicklung/Erstellung eines durchgängigen Lehrkonzepts 

seien vom Kläger durchschnittlich 10 Wochenstunden gefordert worden, also 26 % seiner 

Tätigkeit. Es sei zwar kein neues durchgehendes Gesamtkonzept von ihm erwartet wor-

den, da jedes Fach neu konzipiert werden könne. Insgesamt sei seine Tätigkeit aber auf 

den eigenen Erkenntnisgewinn ausgerichtet gewesen. Es sei um die Erforschung des 

Status quo und eine verbesserte didaktische Konzeption gegangen. Die Evaluierung sei 

stark ausgeweitet worden. Dies sollte der Verbesserung der Lehre dienen. Dabei sei vom 

Kläger erwartet worden, sich mit den neuesten Entwicklungen auseinanderzusetzen, 

selbst geeignete Fragen zu entwickeln, neue Erkenntnisse zu untersuchen und zu bewer-

ten und Schlussfolgerungen zu ziehen. Bei den Vorschlägen sei er völlig frei gewesen und 

habe deshalb auch entsprechende Kenntnisse über Lehrinhalte usw. haben müssen. 

Ebenso habe er sich einen Überblick über den Stand der Forschung anhand der aktuellen 

Ausbildungskonzepte verschaffen müssen. Ziel sei die Entwicklung neuer bzw. verbesser-

ter Ausbildungsziele und -wege gewesen. Eine Weiterentwicklung des Lehrangebots sei 

nicht ohne wissenschaftliche Auseinandersetzung damit möglich. 

Auch was den Auf- und Ausbau des E-Learning betreffe, sei eine wissenschaftliche Aus-

einandersetzung mit den Lerninhalten notwendig. Hierfür habe der Kläger durchschnittlich 

4 Wochenstunden also 10,4 % seiner Arbeitszeit aufwenden sollen. Der Aufbau des E-

Learning sei vom Kläger in seinen Bereichen erwartet worden. Die beiden Lehrkoordinato-

ren Sp… und Mü… hätten das für ihre Bereiche gemacht. Auch insoweit habe sich der 

Kläger fragen sollen, welche Methoden es gebe, welche Methoden besser seien und wie 

man diese verbessern könne. Er habe Forschungs- und Erkenntnisentwicklungen verfol-

gen und kritisch hinterfragen sollen. Es sei darum gegangen, die Präsenzlehre und das E-

Learning in einem didaktischen Konzept zu verknüpfen. 
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Für die eigene Fortbildung bezüglich neuester Entwicklungen der medizinischen Didaktik, 

der Verbesserung der Prüfungsqualität und der Schulung/Weiterbildung der Dozenten 

habe er im Durchschnitt 4 Stunden pro Woche, also 10,4 % seiner Arbeitszeit aufbringen 

sollen. Er habe Fachzeitschriften gelesen und Erkenntnisse weitergegeben. Auch habe er 

Konferenzen und Schulungen besucht und an Tagungen der GMA teilgenommen. Er hät-

te, wie andere Lehrkoordinatoren auch, wissenschaftlich in der Medizindidaktik arbeiten 

und veröffentlichen können. Erwartet worden sei vom Kläger der Erwerb von Kenntnissen 

über neueste Entwicklungen und deren Weitergabe. Er habe eng mit dem Kompetenz-

zentrum Medizinlehre der L…-Universität Mn… zusammengearbeitet. Hinsichtlich der 

Weiterentwicklung der Prüfungsfragen sei es zwingend, dass diese auch in fachlicher 

Hinsicht verstanden und durchdacht würden. So habe er im Rahmen der Korrektur der 

Entwürfe zur so genannten Tripelklausur teilweise in Rücksprache mit Dozenten auch 

Fragen umformuliert. 

Auf die Analyse, Evaluation und Verbesserung der Lehrveranstaltungen habe er durch-

schnittlich 6 Wochenstunden also 15,6 % der Arbeitszeit verwenden sollen. Hier sei es um 

die Auseinandersetzung mit wissenschaftlichen Inhalten der Lehre gegangen als unab-

dingbare Voraussetzung für die Entwicklung neuer Konzepte. Er habe mit neuesten Er-

kenntnissen Fragebögen über Lehrveranstaltungen entwickeln sollen und hieraus zu-

sammen mit eigener Kenntnis die gewonnenen Erkenntnisse untersuchen, Anregungen 

für Verbesserungen geben und gegebenenfalls gemeinsam mit den Dozenten umsetzen 

sollen. 

Insgesamt habe er somit 27,5 Stunden seiner Tätigkeit mit wissenschaftlichen Arbeiten 

zubringen sollen, also 71,5 %. Für die übrigen Aufgaben als Ansprechpartner für Studie-

rende und die Organisation und Koordination einschließlich Zusammenstellen von Klausu-

ren habe der Kläger insgesamt 11 Wochenstunden oder 28,6 % seiner Arbeitszeit ver-

wenden sollen. 

Auch der Weiterbeschäftigungsantrag sei zurückzuweisen. Es habe seit Jahren massive 

Beschwerden über den Kläger gegeben. Diverse Gespräche auch mit dem Studiendekan 

hätten nicht gefruchtet. Der Kläger habe keine Einsicht gezeigt und sich unkollegial ge-
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genüber seine Kollegin Frau Lo… verhalten. Die Beschäftigung als Lehrkoordinator sei 

arbeitsvertraglich nicht vereinbart.  

Wegen des weiteren Vorbringens der Parteien im Berufungsverfahren wird auf die 

Schriftsätze des Klägers vom 23.07.2015 (Blatt 373 - 380 d.A.), vom 18.11.2015 (Blatt 

438 - 450 d.A.), vom 30.11.2015 (Blatt 495 - 503 d.A.), vom 18.12.2015 (Blatt 518 - 511 

d.A.), vom 29.02.2016 (Blatt 533, 534 d.A.), vom 12.05.2016 (Blatt 553 - 561 d.A.), vom 

10.06.2016 (Blatt 572, 573 d.A.), vom 07.07.2016 (Blatt 582 - 584 d.A.), vom 10.10.2016 

(Blatt 616 - 629 d.A.), vom 23.11.2016 (Blatt 666 - 676 d.A.), vom 07.02.2017 (Blatt 748 - 

755 d.A.) und vom 07.03.2017 (Blatt 800 - 814 d.A.) sowie auf die Schriftsätze des Be-

klagten vom 28.08.2015 (Blatt 418 - 424 d.A.), vom 24.11.2015 (Blatt 460 - 489 d.A.), vom 

01.02.2016 (Blatt 525 - 532 d.A.), vom 28.04.2016 (Blatt 546 - 552 d.A.), vom 05.07.2016 

(Blatt 577, 578 d.A.), vom 27.07.2016 (Blatt 594 - 599 d.A.), vom 12.10.2016 (Blatt 638 - 

665 d.A.), vom 23.01.2017 (Blatt 696 - 736 d.A.) und vom 01.03.2017 (Blatt 778 - 784 

d.A.) sowie auf die Äußerungen der Parteien in den mündlichen Verhandlungen vom 

02.12.2015 (Blatt 504, 505 d.A.), vom 16.03.2016 (Blatt 536 - 538 d.A.), vom 10.08.2016 

(Blatt 600, 601 d.A.) und vom 08.02.2017 (Blatt 756 - 767 d.A.) Bezug genommen. 

Das Gericht hat Beweis erhoben durch Einvernahme der Zeugen Professor Dr. D… und 

Professor Dr. De…. Wegen des Ergebnisses der Beweisaufnahme wird auf die Sitzungs-

niederschrift vom 08.02.2017 (Blatt 756 - 767 d.A.) verwiesen. 

 

Entscheidungsgründe: 

 

A. 

Die Berufung der Klagepartei ist zulässig. Sie ist form- und fristgerecht eingelegt und be-

gründet worden (§§ 64 Abs. 6, 66 Abs. 1 ArbGG iVm § 520 ZPO). 
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B. 

Die Berufung ist teilweise begründet. Das Arbeitsgericht hat im Ergebnis zu Recht er-

kannt, dass die Befristung vom 28.05.2013 wirksam ist und das mit Arbeitsvertrag vom 

30.09.2011 begründete Arbeitsverhältnis, das der Beschäftigung des Klägers als Lehrko-

ordinator der Fakultät Innere Medizin zu Grunde lag, mit dem 15.10.2015 beendet hat. 

Insoweit lagen die Voraussetzungen für eine wirksame Befristung nach dem WissZeitVG 

in der vom 18.04.2007 – 16.03.2016 geltenden Fassung vor. Insoweit war die Berufung 

daher zurückzuweisen. Die Befristung vom 16.11.2012 hingegen ist unwirksam und hat 

das mit Arbeitsvertrag vom 09.12.2010 begründete Arbeitsverhältnis, auf Grund dessen 

der Kläger ab 16.10.2011 nur mehr als Lehrkoordinator an der chirurgischen Fakultät be-

schäftigt wurde, nicht beendet. Insoweit lagen die Voraussetzungen des WissZeitVG nicht 

vor. 

I. Die in den Arbeitsverträgen vom 16.12.2013 (Chirurgie) und vom 28.05.2013 (Inne-

re Medizin) vereinbarten Befristungen zum 15.01.2015 (Chirurgie) bzw. 15.10.2015 (Inne-

re Medizin) gelten nicht nach § 17 Satz 2 TzBfG iVm. § 7 Halbs. 1 KSchG als wirksam. 

Der Kläger hat die Rechtsunwirksamkeit der Befristungen mit der am 03.12.2014 beim 

Arbeitsgericht eingegangenen und dem beklagten Land am 08.12.2014 zugestellten Be-

fristungskontrollklage rechtzeitig nach § 17 Satz 1 TzBfG geltend gemacht. Nach ständi-

ger Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts wahrt auch die Erhebung einer Klage vor 

dem Ablauf der vereinbarten Vertragslaufzeit die Klagefrist des § 17 Satz 1 TzBfG (BAG 

28.09.2016 – 7 AZR 549/14, Rn 9 mwN). 

II. Das Arbeitsgericht ist zutreffend davon ausgegangen, dass der betriebliche Gel-

tungsbereich für die Anwendung des WissZeitVG eröffnet ist, die Befristungen dem Zitier-

gebot des § 2 Abs. 4 Satz 1 WissZeitVG genügen und dass die nach § 2 Abs. 1 Satz 1 

und Satz 4 WissZeitVG zulässige Befristungshöchstdauer gewahrt ist. 

1. Der betriebliche Geltungsbereich von § 2 Abs. 1 Satz 1 WissZeitVG ist eröffnet. Es 

handelt sich um den Abschluss eines Arbeitsvertrags für eine bestimmte Zeit an einer 

Einrichtung des Bildungswesens, die nach Landesrecht eine staatliche Hochschule ist. 
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Gemäß Art. 1 Abs. 2 Nr. 1 BayHG vom 23.05.2006 ist die Ju…-Universität W… eine 

Hochschule des Freistaates Bayern. Voraussetzung der Anwendbarkeit von § 2 Wiss-

ZeitVG auf befristete Arbeitsverträge ist nicht, dass die staatliche Hochschule Vertragsar-

beitgeber ist. Das beklagte Land kann als Träger der Hochschule zur Befristung von Ar-

beitsverträgen mit wissenschaftlichem Personal von den Möglichkeiten des WissZeitVG 

Gebrauch machen (BAG 28.09.2016 – 7 AZR 549/14, Rn 13 mwN). 

2. Die vereinbarten Befristungen genügen dem Zitiergebot des § 2 Abs. 4 Satz 1 

WissZeitVG. Danach ist im Arbeitsvertrag anzugeben, ob die Befristung auf den Vorschrif-

ten des WissZeitVG beruht. Diese Voraussetzung ist hier erfüllt. Die schriftlichen Arbeits-

verträge vom 16.12.2012 (Chirurgie) und vom 28.05.2013 (Innere Medizin) nehmen je-

weils in § 1 auf § 2 WissZeitVG Bezug. Die Angabe der einzelnen Befristungsnormen ist 

nicht erforderlich (BAG 29.04.2015 – 7 AZR 519/14, Rn 11 mwN). 

3. Die Befristungen überschreiten nicht die Befristungshöchstdauer nach § 2 Abs. 1 

Satz 1 WissZeitVG. Diese beträgt für nicht promoviertes wissenschaftliches Personal wie 

den Kläger sechs Jahre. § 2 Abs. 1 Satz 4 WissZeitVG lässt innerhalb der zulässigen Be-

fristungsdauer Verlängerungen eines befristeten Arbeitsvertrags zu. Diese Höchstfrist ist 

hier eingehalten. Unter Berücksichtigung der Laufzeiten der Arbeitsverträge Chirurgie vom 

16.01.2010 bis 15.01.2015 und der Arbeitsverträge Innere Medizin vom 16.10.2010 bis 

15.10.2015 ergibt sich jeweils lediglich eine Gesamtbefristungsdauer von fünf Jahren. 

Auch wenn man auf die Laufzeit der Verträge insgesamt abstellt, beträgt die Gesamtbe-

fristungsdauer fünf Jahre und 9 Monate und liegt damit unter der zulässigen Höchstfrist. 

III. Der persönliche Geltungsbereich des WissZeitVG ist für den Kläger nur hinsichtlich 

des auf die Innere Medizin bezogenen Arbeitsvertrags vom 28.05.2013 eröffnet. Nur be-

zogen auf diesen Arbeitsvertrag gehört der Kläger zum wissenschaftlichen Personal iSv 

§ 1 Abs. 1 Satz 1 WissZeitVG, nicht jedoch bezogen auf den Arbeitsvertrag vom 

16.12.2012 (Chirurgie). 

1. Der Begriff des „wissenschaftlichen und künstlerischen Personals“ iSv. § 1 Abs. 1 

Satz 1 WissZeitVG bestimmt sich inhaltlich-aufgabenbezogen. Anknüpfungspunkt ist die 
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Art der zu erbringenden Dienstleistung. Zum „wissenschaftlichen Personal“ nach § 1 

Abs. 1 Satz 1 WissZeitVG gehört derjenige Arbeitnehmer, der wissenschaftliche Dienst-

leistungen erbringt. Es kommt nicht auf dessen formelle Bezeichnung an, sondern auf den 

wissenschaftlichen Zuschnitt der von ihm auszuführenden Tätigkeit. Das Adjektiv „wis-

senschaftlich“ bedeutet, „die Wissenschaft betreffend“. Wissenschaftliche Tätigkeit ist 

alles, was nach Inhalt und Form als ernsthafter, planmäßiger Versuch zur Ermittlung der 

Wahrheit anzusehen ist. Sie ist nach Aufgabenstellung und anzuwendender Arbeitsme-

thode darauf angelegt, neue Erkenntnisse zu gewinnen und zu verarbeiten, um den Er-

kenntnisstand der jeweiligen wissenschaftlichen Disziplin zu sichern oder zu erweitern 

(BAG 28.09.2016 – 7 AZR 549/14, Rn 18 mwN). 

Zur wissenschaftlichen Dienstleistung kann auch die Vermittlung von Fachwissen und 

praktischen Fertigkeiten an Studierende und deren Unterweisung in der Anwendung wis-

senschaftlicher Methoden gehören. Die wissenschaftliche Lehrtätigkeit ist dabei von einer 

unterrichtenden Lehrtätigkeit ohne Wissenschaftsbezug abzugrenzen. Bei Mischtätigkei-

ten ist es erforderlich, dass die wissenschaftlichen Dienstleistungen zeitlich überwiegen 

oder zumindest das Arbeitsverhältnis prägen. Überwiegend mit der bloßen Vermittlung 

von Sprachkenntnissen betraute Fremdsprachenlektoren gehören deshalb in der Regel 

nicht zum wissenschaftlichen Personal nach § 1 Abs. 1 Satz 1 WissZeitVG. Die Wissen-

schaftlichkeit der Lehre setzt voraus, dass dem Lehrenden die Möglichkeit zur eigenstän-

digen Forschung und Reflexion verbleibt. Das bedeutet nicht, dass wissenschaftliche Leh-

re iSv. § 1 Abs. 1 Satz 1 WissZeitVG das Hervorbringen eigener Forschungsergebnisse 

und deren Vermittlung an die Studierenden verlangt. Für eine wissenschaftliche Lehre ist 

es nicht erforderlich, dass sich der Lehrende um eigene, neue wissenschaftliche Erkennt-

nisse bemüht. Es kann vielmehr ausreichen, dass wissenschaftliche Erkenntnisse Dritter 

vermittelt werden. Unter Berücksichtigung des Zwecks der durch § 2 Abs. 1 WissZeitVG 

eröffneten besonderen Befristungsmöglichkeiten im Hochschulbereich ist jedoch nicht 

jede Vermittlung wissenschaftlicher Erkenntnisse als wissenschaftliche Dienstleistung 

anzusehen. Die Befristungsmöglichkeit in § 2 Abs. 1 WissZeitVG dient der Wahrung der 

durch Art. 5 Abs. 3 GG garantierten Wissenschaftsfreiheit im Interesse der Nachwuchs- 

und Qualifikationsförderung und der Sicherung der Innovation in Forschung und Lehre 

(BT-Drs. 15/4132 S. 17). Dem Schutzbereich des Art. 5 Abs. 3 GG unterfällt auch eine 

Lehre, die nicht auf eigenen, neuen Forschungserkenntnissen basiert, sondern allein die 
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ständige Reflexion fremder wissenschaftlicher Ergebnisse verlangt. Entscheidend ist, 

dass der Lehrende Forschungs- und Erkenntnisentwicklungen auf seinem jeweiligen Wis-

senschaftsgebiet permanent verfolgen, reflektieren und kritisch hinterfragen muss, um 

diese für seine Lehre didaktisch und methodisch zu verarbeiten. Würde man wissen-

schaftliche Lehre nur dann annehmen, wenn sie sich als Resultat eigener Forschung dar-

stellt, wäre auch ein Großteil der Lehre an Universitäten nicht als wissenschaftlich zu qua-

lifizieren, was dem Grundrechtsschutz für die Freiheit der Lehre nicht gerecht würde (BAG 

28.09.2016 – 7 AZR 549/14, Rn 19 mwN). Unter Berücksichtigung dessen ist eine Lehrtä-

tigkeit, die sich nach dem vereinbarten Vertragsinhalt auf eine rein repetierende Wieder-

gabe vorgegebener Inhalte beschränkt, nicht als wissenschaftliche Lehre anzusehen, 

während eine Lehrtätigkeit auch dann eine wissenschaftliche Dienstleistung ist, wenn 

zwar keine eigenen Forschungsergebnisse gelehrt, sondern Erkenntnisse Dritter vermittelt 

werden, von dem Lehrenden aber nach dem Vertragsinhalt erwartet wird, dass er diese 

Erkenntnisse kritisch hinterfragt, sich damit auseinandersetzt und dass er diese eigenen 

Reflexionen in seine Lehrtätigkeit einbringt. Dies kann von dem Lehrenden allerdings nur 

erwartet werden, wenn ihm während seiner Arbeitszeit die Gelegenheit und insbesondere 

die erforderliche Zeit zu eigener Reflexion verbleibt. Die Möglichkeit der Nutzung wissen-

schaftlicher Einrichtungen außerhalb der Dienstzeit genügt nicht (BAG 28.09.2016 –

7 AZR 549/14, Rn 20 mwN). 

Für die Beurteilung, ob die Tätigkeit eines Mitarbeiters insgesamt wissenschaftliches Ge-

präge hat, kommt es auf die Umstände bei Vertragsschluss an. Maßgeblich ist, was von 

dem Arbeitnehmer aufgrund des Arbeitsvertrags, einer Dienstaufgabenbeschreibung oder 

sonstiger Umstände nach objektiven Gesichtspunkten bei Vertragsschluss erwartet wird. 

Die Parteien haben es nicht selbst in der Hand, durch eine Modifizierung der vertraglichen 

Aufgaben die Wissenschaftlichkeit nachträglich herbeizuführen oder zu beseitigen. An-

dernfalls könnte der Arbeitnehmer beispielsweise selbst der Befristung die Grundlage 

entziehen, indem er entgegen der vertraglichen Vereinbarungen keine wissenschaftlichen 

Dienstleistungen erbringt. Ebenso wenig kann der Arbeitgeber durch die Zuweisung wis-

senschaftlicher Tätigkeiten nach Vertragsschluss den personellen Anwendungsbereich 

des WissZeitVG nachträglich herbeiführen (BAG 28.09.2016 – 7 AZR 549/14, Rn 21 

mwN). 
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2. Die Verträge Chirurgie und Innere Medizin sind jeweils getrennt zu betrachten. Die 

entsprechenden Lehrkoordinatorenstellen sind zu unterschiedlichen Zeitpunkten mit un-

terschiedlichen Inhalten ausgeschrieben worden. Die Verträge sind auch jeweils getrennt 

voneinander verlängert worden. Unschädlich ist, dass in der Zeit vom 16.10.2010 bis 

15.01.2011 die ursprünglich zwei Verträge in einem Vertrag zusammengefasst wurden. 

Denn zum einen erfolgte ab 16.10.2011 wieder die Trennung in zwei Verträge, die dann 

mit Vertrag vom 16.11.2012 (Chirurgie) und Vertrag vom 28.05.2013 (Innere Medizin) 

auch jeweils für sich verlängert wurden. Zum anderen wurden die Arbeitszeiten in den 

Verträgen vom 12.10.2010 und vom 09.12.2010 von vornherein nach einem bestimmten 

Zeitraum halbiert, um die Befristung der jeweiligen Beschäftigung in den einzelnen Fach-

bereichen zu gewährleisten. Außerdem ist entscheidend für die Wirksamkeit der Befris-

tungen der jeweilige Abschluss des jeweils letzten befristeten Vertrages. Zu diesen Zeit-

punkten waren die Verträge Chirurgie und Innere Medizin getrennt und sollten auch zu 

unterschiedlichen Zeitpunkten enden. Auch in der auf der Homepage veröffentlichten Tä-

tigkeitsbeschreibung für die Lehrkoordination an der medizinischen Fakultät (Blatt 16 der 

Akte) findet sich der Hinweis, dass „der Tätigkeitsbereich ja nach medizinischem Fachbe-

reich unterschiedlich“ ist und „u.a. folgende Bereiche“ umfasst. Damit korrespondiert auch 

die Aussage von Prof. De..., wonach die Aufgabenstellung bei den einzelnen Lehrkoordi-

natoren in den unterschiedlichen Fächern je nach dem, was die einzelnen Bereiche je-

weils den Lehrkoordinatoren zuwiesen, unterschiedlich und in den einzelnen Fachberei-

chen insbesondere von den Lehrbeauftragten entschieden worden sei (Blatt 759 d.A.). 

Zwar hat Prof. De... übergeordnete Themen genannt, für die er als Studiendekan verant-

wortlich gewesen sei, z.B. Curriculumsentwicklung oder Vermittlung von Medizindidaktik-

Angeboten für die Lehrenden. Ob und welche solcher Aufgaben er gerade dem Kläger 

zugewiesen hatte, ergibt sich hieraus jedoch nicht.  

3. Ob der Kläger zum wissenschaftlichen Personal gehörte, ist für den Fachbereich 

Chirurgie nach den Umständen im Zeitpunkt des letzten Vertragsabschlusses am 

16.11.2012 und für den Bereich Innere Medizin am 28.05.2013 zu beurteilen. Dabei ist 

zwischen den Parteien unstreitig, dass der Kläger jedenfalls nicht ausschließlich wissen-

schaftlich tätig sein sollte. Der Beklagte geht von einer Mischtätigkeit aus, die wissen-

schaftlich zwar nicht im medizinischen, aber im medizindidaktischen Bereich geprägt sei. 

Der Kläger geht von einer nicht-wissenschaftlichen Prägung aus.  
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a. Die arbeitsvertraglichen Vereinbarungen sind wenig aussagekräftig. Dort sind die 

Dienstaufgaben in den jeweiligen § 2 der Arbeitsverträge durch Verweisung auf die Art. 22 

Abs. 1, 21 Abs. 1 und 5 Abs. 1 Satz 2 BayHSchPG definiert. Danach werden die wissen-

schaftlichen Mitarbeiter nach Anordnung und fachlicher Betreuung durch die Leitung der 

Organisationseinheit oder der Hochschullehrer oder Hochschullehrerinnen, denen sie 

zugeordnet sind, tätig. Darüber hinaus hatte der Kläger auf Verlangen der Vorgesetzten in 

Forschung und Lehre mitzuwirken (§ 2 Satz 2 der Arbeitsverträge). 

Unstreitig konnte sich eine wissenschaftliche Tätigkeit des Klägers im Bereich der For-

schung nur auf das Gebiet der Medizindidaktik beziehen, da der Kläger keine medizini-

sche Ausbildung besitzt. Die Medizindidaktik ist ein noch sehr junger Wissenschaftsbe-

reich, für den an der Universität W… zum Zeitpunkt der Abschlüsse der Arbeitsverträge – 

auch der beiden letzten vom 16.11.2012 und 28.05.2013 – ein Forschungsbereich noch 

nicht gebildet war. Der Lehrstuhl für Medizindidaktik wurde erst später eingerichtet. Nach 

Aussage von Prof. De... (Blatt 759 d.A.) hatten weder er, noch die lehrverantwortlichen 

Professoren D... (Chirurgie) und S... (Innere Medizin) eine medizindidaktische Ausbildung 

oder Fortbildung. Der Beklagte konnte somit von vorneherein eine fachliche Betreuung 

des Klägers durch einen Hochschullehrer oder den Studiendekan als Leiter der Organisa-

tionseinheit nicht gewährleisten, um wissenschaftlich auf dem Gebiet der Medizindidaktik 

tätig zu werden. 

Dass der Kläger arbeitsvertraglich verpflichtet war, auf Verlangen an Forschung und Leh-

re mitzuwirken, bringt keinen Erkenntnisgewinn. Denn es ist gerade der Umfang und die 

Intensität der Mitwirkung an Forschung und Lehre, die die Tätigkeit des Klägers als Teil 

des wissenschaftlichen Personals im Sinne des WissZeitVG als wissenschaftlich erschei-

nen ließe. Konkrete Verlangen der Vorgesetzten bezogen auf einzelne Projekte sind auch 

nicht vorgetragen worden, sondern nur Tätigkeiten, die der Kläger gemacht hat, und Er-

wartungen. 

b. Für die Zeitpunkte 16.11.2012 und 28.05.2013 sind inhaltlich keine neuen Arbeits-

verträge geschlossen oder Aufgabenbeschreibungen erstellt worden. Auch sonstige zu 

diesen Zeitpunkten neue Umstände, die die Erwartungen an den Kläger ggf. neu definiert 

hätten, sind nicht erkennbar. Zwar hat der Zeuge Prof. De... erklärt, dass er am 5.2.2013 
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mit dem Kläger ein Kritikgespräch geführt habe. Dass hierin aber etwa die Erwartungen 

bezogen auf geforderte wissenschaftliche Tätigkeiten Thema gewesen wären, ist nicht 

ersichtlich. Anlass für das Gespräch wie auch vom Beklagten behaupteter weiterer Ge-

spräche seien vielmehr vermehrte Beschwerden insbesondere im Jahr 2013 gewesen in 

der Hoffnung auf Besserung. Hieraus lässt sich bezogen auf die dem Kläger obliegenden 

Aufgaben nichts Konkretes ableiten. Auch haben weder der Kläger noch der Beklagte 

behauptet, dass sich an der Aufgabenstellung anlässlich der letzten Vertragsschlüsse 

etwas geändert hätte. 

4. Ob die Tätigkeit des Klägers zum Zeitpunkt der letzten Vertragsschlüsse wissen-

schaftlich im Sinne des WissZeitVG geprägt war, kann daher entscheidend nur aus der 

Vorgeschichte abgeleitet werden, insbesondere den Umständen bei den Einstellungen 

des Klägers für die jeweiligen Fachbereiche Chirurgie und Innere Medizin.  

a. Im Bereich Chirurgie war die Aufgabenstellung des Klägers nicht wissenschaftlich 

im Sinne des WissZeitVG geprägt. Der Beklagte hat einen entsprechenden Nachweis 

nicht zur Überzeugung des Gerichts führen können.  

(1) Aus dem am 15.12.2009 geschlossenen ersten Arbeitsvertrag kann nicht abgeleitet 

werden, dass der Kläger wissenschaftlich im Sinne des WissZeitVG tätig werden sollte. 

Der Begriff des wissenschaftlichen Personals im Sinne des WissZeitVG ist bundesrecht-

lich eigenständig geregelt. Die Einstellung als wissenschaftlicher Mitarbeiter im Sinne von 

Art. 22 Abs. 1 und 2 BayHSchPG ist daher unerheblich. Die Bedeutung der landesrechtli-

chen Vorschriften ist darauf beschränkt, den Rahmen zu bestimmen, in dem das Land 

einem Angestellten bestimmte Tätigkeiten übertragen darf (BAG 20.01.2016 – 7 AZR 

376/14, Rn 28 mwN). Der Arbeitsvertrag selbst enthält keine konkrete Aufgaben- oder 

Tätigkeitsbeschreibung. Dies gilt im Übrigen auch für die folgenden Arbeitsverträge. Allein 

die Eingruppierung in die Entgeltgruppe E 13 besagt nicht, dass der Kläger wissenschaft-

lich tätig werden sollte. 

(2) Für den Bereich Chirurgie wurde vom Beklagten keine Dienstaufgabenbeschreibung 

gefertigt, die die vertraglichen Pflichten insbesondere bezogen auf Arbeitsvorgänge und 
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deren Zeitanteile näher hätte konkretisieren können. Dies hat auch Prof. De... in seiner 

Zeugenaussage bestätigt (Blatt 760 d.A.). Welche Zeitanteile für welche Tätigkeiten bei 

Vertragsschluss vom Kläger erwartet wurden, ist völlig unklar. Dies obwohl die Tätigkeit 

des Klägers als Lehrkoordinator auch nach Auffassung des Beklagten gerade keine rein 

wissenschaftliche Tätigkeit sein sollte, sondern in erheblichem Umfang auch andere Auf-

gaben umfassen, also eine sog. Mischtätigkeit sein sollte.  

(3) Die Stellenausschreibung für das Fach Chirurgie vom September 2009 deutet eben-

falls nicht auf eine wissenschaftlich geprägte Aufgabenstellung hin.  

Dort sind an erster Stelle die Organisation und Koordination sämtlicher Lehrveranstaltun-

gen der drei chirurgischen Lehrstühle genannt. Dies sind keine Aufgabenstellungen, die 

auf die Gewinnung neuer Erkenntnisse angelegt ist, um den Erkenntnisstand irgendeiner 

wissenschaftlichen Disziplin zu sichern oder zu erweitern. Angesichts der Nennung an 

erster Stelle wird man dieser Aufgabe auch eine nicht untergeordnete Bedeutung bemes-

sen können.  

Desweiteren ist in der Stellenausschreibung als Tätigkeit die „Evaluation und Weiterent-

wicklung der theoretischen und praktischen Inhalte“ angesprochen. Damit wird das Erfas-

sen der bisherigen theoretisch (etwa in Vorlesungen und Lehrbüchern) und praktisch (et-

wa Übungen am Patienten oder an Leichen) vermittelten Inhalte gemeint sein, die dann 

auf dieser Basis zur Verbesserung der Lehre weiterentwickelt werden sollen. Hieraus wird 

deutlich, dass der Lehrkoordinator nicht auf medizinischem Gebiet forschen, sondern an 

der Verbesserung der Wissensvermittlung mitarbeiten soll. Hierin liegt ein klarer Hinweis 

zur Medizindidaktik. Dass hier allerdings das prägende Element der Stelle als wissen-

schaftliche Tätigkeit begründet liegen sollte, ist nicht eindeutig. Außerdem wird hieraus 

nicht deutlich, dass der Bewerber insoweit wissenschaftlich tätig sein sollte, um neue Er-

kenntnisse zu gewinnen und zu verarbeiten, um den Erkenntnisstand der jeweiligen wis-

senschaftlichen Disziplin zu sichern oder zu erweitern. Auch die Bezeichnung der Stelle 

als Lehrkoordinator hebt die Koordination (= Verwaltungstätigkeit) hervor und eben nicht 

wissenschaftliches Tätigwerden. 
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(4) Die Beweisaufnahme hat nach Überzeugung des Gerichts letztlich nicht ergeben, 

dass die Tätigkeit des Klägers als Lehrkoordinator im Bereich Chirurgie wissenschaftlich 

geprägt sein sollte.  

Vorauszuschicken ist, dass das Gericht die Aussagen der beiden Zeugen Prof. De... und 

Prof. D... als glaubwürdig einstuft. Sie stimmen in den wesentlichen Aussagen überein – 

auch wenn es überrascht, dass sich Prof. D... an die Teilnahme am Einstellungsgespräch 

nicht mehr erinnern konnte. Auch die Parteien haben an der Glaubwürdigkeit der Zeugen 

keinerlei Zweifel geäußert. 

Die Zeugenaussagen haben übereinstimmend ergeben, dass der Kontakt zwischen dem 

Kläger und Prof. De... über Prof. D... zustande kam. Nach Aussage von Prof. D... hatte er 

den Kläger wegen seiner Erfahrungen im Bereich der Medizinethik und Medizindidaktik 

empfohlen. Er habe gewusst, dass der Kläger Mitglied der Gesellschaft für medizinische 

Ausbildung (GMA) sei. Kennengelernt habe er den Kläger im Rahmen einer Veranstaltung 

zum Thema Vermittlung von schwierigen Nachrichten an Patienten, sog. „breaking bad 

news“, die er in E… und W… durchgeführt habe. Empfohlen habe er den Kläger, weil man 

die Kooperation mit nicht-medizinischen Fakultäten brauche. Er, Prof. D..., habe es als 

Glücksfall angesehen, einen Theologen zu finden, der in der medizinisch-curricularen 

Entwicklung habe mitarbeiten können. Das Instrument der Evaluation der Studierenden, 

also ein Feedback für die Dozenten, sei bereits vor der Einstellung des Klägers entstan-

den gewesen. An neuen Konzepten und Strukturen hätten der Kläger und Prof. D... dann 

intensiv gearbeitet. Vor Vertragsschluss hätten beide eine gemeinsame Vision ausgear-

beitet, in welche Richtung sie wollten. Der Kläger habe vor Vertragsschluss wissen kön-

nen, dass sie beide die Lehre in der Chirurgie neu hätten konzeptionieren müssen. Der 

Kläger habe sich als Wissenschaftler gesehen. Andererseits wusste Prof. D... nicht, ob er 

dies vor Vertragsschluss mit dem Kläger besprochen habe. Er, Prof. D..., mache sich 

auch keinen Vorwurf, dass er die Dinge nicht so konkret angesprochen habe. Ein Vorstel-

lungsgespräch mit ihm, in dem die Aufgaben des Klägers klargestellt worden seien, habe 

nicht stattgefunden. Aus den Aussagen von Prof. D... ergibt sich für das Gericht in Sum-

me nicht mit der erforderlichen Klarheit, dass die Tätigkeit des Klägers als Lehrkoordinator 

Chirurgie wissenschaftlich geprägt sein sollte in dem Sinne, dass sie nach Aufgabenstel-

lung und anzuwendender Arbeitsmethode darauf angelegt wäre, neue Erkenntnisse zu 
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gewinnen und zu verarbeiten, um den Erkenntnisstand der Medizindidaktik zu sichern 

oder zu erweitern. Nicht jede konzeptionelle Arbeit ist wissenschaftliche Arbeit. 

Auch die Aussage von Prof. De... hat beim erkennenden Gericht nicht zur Überzeugung 

geführt, dass die Tätigkeit des Klägers als Lehrkoordinator Chirurgie wissenschaftlich ge-

prägt sein sollte. Zunächst ist nochmals festzuhalten, dass eine mögliche wissenschaftli-

che Tätigkeit nicht auf dem Gebiet der Medizin erwartet wurde. Dies ist zwischen den Par-

teien unstreitig und durch die Aussage von Prof. De... bestätigt worden. Er habe der Ein-

stellung des Klägers zugestimmt, weil er im medizindidaktischen Bereich aus E… die 

Vorerfahrungen gehabt habe und das Team der Lehrkoordinatoren insbesondere im Be-

reich der Medizinethik habe bereichern sollen (Blatt 759 d.A.). Auch habe der Kläger sich 

für gut geeignet gehalten, wissenschaftliche Erkenntnisse aus der Medizindidaktik in die 

praktische Lehre zu transferieren. Andererseits waren nach Aussage von Prof. De... Zeit-

anteile, in denen andere Forschungsergebnisse für die eigene Tätigkeit rezipiert und um-

gesetzt werden sollten, nicht festgelegt und variierten im Laufe des Arbeitsverhältnisses. 

Auch sei in den einzelnen Fachbereichen entschieden worden, an welchen Projekten, ggf. 

wissenschaftlichen Projekten, die jeweiligen Lehrkoordinatoren arbeiten sollten. Hieraus 

lässt sich nach Überzeugung des Gerichts nicht ableiten, dass im Vorstellungsgespräch 

eine möglicherweise gewollte wissenschaftliche Prägung der Tätigkeit des Lehrbeauftrag-

ten gerade im Bereich Chirurgie hinreichend deutlich wurde. So ist der Transfer bereits 

vorhandener wissenschaftlicher Erkenntnisse der Medizindidaktik in die Lehre nach Über-

zeugung des Gerichts nicht unbedingt eigene wissenschaftliche Arbeit. Es kann auch blo-

ße Umsetzung des Erlernten sein. Auch wenn für Prof. De... die wissenschaftliche Tätig-

keit im Vordergrund gestanden haben mag (vgl. Blatt 761 d.A.), so hat er sich nicht ein-

deutig festgelegt, ob die wissenschaftliche oder die nicht-wissenschaftliche Tätigkeit des 

Klägers prägend sein sollte. Vielmehr antwortete er: „Eigentlich beides“ (Blatt 761 d.A.). 

Für die Prägung kommt es im Übrigen nicht auf die subjektive Sicht, sondern auf objektive 

Gesichtspunkte an. 

(5) Die Arbeitsplatzbeschreibung von Prof. S... vom 12.10.2010 (Blatt 15 d.A.) kann für 

die vom Kläger im Bereich Chirurgie erwartete Tätigkeit nicht herangezogen werden. Sie 

ist vom Lehrbeauftragten für die Innere Medizin erstellt, und bezieht sich nach Überschrift 

und nach Aussage von Prof. De... auch nur auf diesen Bereich (Bl. 760 d.A.). 
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(6) Auch aus dem Internetauftritt der Universität W…, in dem die Lehrkoordination an 

der medizinischen Fakultät beschrieben ist (Blatt 16 d.A.), ergibt sich letztlich nicht zur 

Überzeugung des Gerichts, dass gerade das Arbeitsverhältnis des Klägers im Bereich 

Chirurgie wissenschaftlich geprägt sein sollte. Allerdings ist diese Beschreibung durchaus 

relevant, denn sie war nach der Aussage von Prof. De... „eventuell von Prof. Dre… in sei-

ner Zeit als Studiendekan in Auftrag gegeben“ (Blatt 761 d.A.). Prof. Dre… war der Vor-

gänger von Prof. De... als Studiendekan. Auch die Parteien gehen davon aus, dass hier 

auch Tätigkeitsbereiche aufgeführt sind, die zu den Aufgaben des Klägers zählten. So 

nennt sie als Tätigkeit „die Analyse, Evaluation und Verbesserung von Lehrveranstaltun-

gen sowie die Anregung von innovativen Lehrangeboten“. Im Weiteren heißt es jedoch, 

dass der Tätigkeitsbereich je nach medizinischem Fachbereich unterschiedlich ist und 

„u.a. folgende Bereiche“ umfasst. Aus dem Hinweis auf die je nach Fachbereich unter-

schiedlichen Tätigkeiten wird deutlich, dass es letztlich auf die konkreten Umstände bei 

Vertragsschluss bezogen auf die für den einzelnen Fachbereich ausgeschriebene Stelle 

eines Lehrkoordinators ankommt. Auch nach dem Internetauftritt ist entscheidend, ob die 

konkrete Stelle in einem bestimmten Fachbereich und nicht die Stellen der Lehrkoordina-

toren allgemein wissenschaftlich geprägt sein sollten.  

Die Unterschiedlichkeit wird deutlich an den vorliegenden Stellenausschreibungen. So ist 

gleichzeitig (also im September 2009) eine Lehrkoordinatorenstelle für den Lehrbereich 

Allgemeinmedizin ausgeschrieben worden (Blatt 146 d.A.). Dort wurde als Aufgabenbe-

reich genannt: Koordination der studentischen Lehre (Vorlesung, Seminare, Blockprakti-

kum, Evaluation) im Fach Allgemeinmedizin des Studiengangs Humanmedizin sowie Be-

treuung der Lehrarztpraxen, die an der praktischen Ausbildung der Studierenden beteiligt 

sind. Diese Stelle ist offensichtlich nicht wissenschaftlich geprägt. Die Koordinations- und 

Verwaltungsaufgaben überwiegen eindeutig, obwohl auch hier ein abgeschlossenes Stu-

dium der Humanmedizin gefordert wurde. Daran ändert nichts, dass diese Stelle nach 

Aussage von Prof. De... ein Sonderfall gewesen sei. 

Auf der anderen Seite steht die Stellenausschreibung für eine(n) Lehrkoordinator(in) im 

Bereich Innere Medizin vom September 2010, also ca. ein Jahr später. Diese Ausschrei-

bung hat einen überwiegend wissenschaftlichen Bezug (hierzu im einzelnen unten). 
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(7) Ob und in welchem Umfang vom Kläger wissenschaftliche Tätigkeit erwartet wurde, 

ist auch nicht aus dem Tätigkeitsbericht des Klägers vom 18.03.2011 (Blatt 117 d.A.) ab-

leitbar. Der Tätigkeitsbericht ist vom Kläger auf Anregung von Prof. D... erstellt, von Prof. 

S... als vollständig erachtet (Blatt 336 d.A.) und vom Kläger an Prof. De... mit Hinweis auf 

das Mitarbeitergespräch vom 22.3.2011 weitergeleitet worden. Zunächst ist festzuhalten, 

dass der Tätigkeitsbericht nach Auffassung des erkennenden Gerichts überwiegend nicht 

wissenschaftliche Tätigkeiten enthält. Das gilt sowohl für die Aufgaben, die das gesamte 

Lehr- und Prüfungsangebot betreffen (Blatt 119 d.A.), als auch für die Bereiche Chirurgie 

(Blatt 120 – 122 d.A.) und Innere Medizin (Blatt 123 f. d.A.). Dies sieht auch der Beklagte 

so, auch wenn er insbesondere im Schriftsatz vom 12.10.2016 (Blatt 638 ff d.A.) darauf 

hinweist, dass der Tätigkeitsbericht selbst auch wissenschaftliche Aufgaben enthalte, die 

zwar nicht quantitativ, jedoch zeitlich überwiegen würden.  

Jedenfalls – dies hat die Zeugeneinvernahme von Prof. De... ergeben – hat der Tätig-

keitsbericht nicht zu einer Änderung der Aufgabenstellung geführt. Der Tätigkeitsbericht 

und die einzelnen Tätigkeiten des Klägers seien nicht Grundlage für die Vertragsverlänge-

rungen gewesen (Blatt 762 d.A.). Entscheidend seien allein die positiven Rückmeldungen 

seitens der Chirurgie und der Inneren Medizin gewesen. Der Kläger habe im Gespräch 

vom 22.03.2011 hören wollen, ob er, Prof. De..., mit ihm zufrieden sei. Dies habe ohnehin 

außer Frage gestanden. Welche Tätigkeiten er im Einzelnen habe machen sollen, habe 

der Kläger mit Prof. D... klären sollen (Blatt 762, 763 d.A.).  

(8) Es ist nicht ersichtlich, dass sich die Aufgabenstellung im Laufe der Tätigkeit als 

Lehrkoordinator Chirurgie geändert hätte. Ausschlaggebend für die jeweiligen Verlänge-

rungen der Arbeitsverträge bzw. die Neuabschlüsse war für den Studiendekan die Zufrie-

denheit der Fachbereiche. Eine Verschiebung der Aufgabenstellung hin zu mehr wissen-

schaftlicher Tätigkeit oder weg von wissenschaftlicher Tätigkeit vor den jeweiligen Ver-

tragsverlängerungen bzw. Neuabschlüssen liegt nicht vor.  

(9) Soweit der Beklagte unter Angabe von Zeitanteilen vorträgt, für welche Aufgaben 

vom Kläger wissenschaftliches Tätigwerden erwartet worden ist, ist zunächst nicht ersicht-

lich, wie diese auf eine halbe Wochenstunde genauen Zeitanteile ermittelt worden sein 

sollen. Es ist auch nicht differenziert nach Chirurgie und Innerer Medizin.  
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Jedoch auch wenn man von den vom Beklagten vorgetragenen Zeitanteilen ausginge, 

ergibt sich für den Bereich Chirurgie keine überwiegend wissenschaftliche Tätigkeit oder 

eine wissenschaftliche Prägung. Denn insoweit wären lediglich 7 Wochenstunden an ge-

forderter bzw. erwarteter wissenschaftlicher Tätigkeit dem Bereich Chirurgie zuzuordnen. 

Das ist weniger als 1/3 der auf die Chirurgie entfallenden Arbeitsstunden von 19,25 Wo-

chenstunden. 

(a) Als Aufgaben- bzw. Tätigkeitsbereiche des Klägers haben sich im Laufe des Verfah-

rens stichwortartig heraus kristallisiert: 

 Lehrtätigkeit mit den Seminaren „Anamneseschnipsel“ und „Ärzte an Grenzen“ 

 Curriculumsentwicklung/Erstellung eines durchgängigen Lehrkonzepts 

 Auf-/Ausbau E-Learning 

 Eigene Fortbildung bezüglich neuester medizindidaktischer Entwicklungen; Verbes-

serung der Prüfungsqualität; Schulung und Weiterbildung der Dozenten 

 Analyse, Evaluation und Verbesserung von Lehrveranstaltungen 

 Ansprechpartner für Studierende 

 Organisation und Koordination einschließlich Zusammenstellen von Klausuren 

Strittig ist allerdings, in welchem Umfang die jeweilige Aufgabenstellung anfiel und ob 

insoweit wissenschaftliche Tätigkeit gefordert bzw. erbracht wurde.  

(b) Die Lehrtätigkeit wurde vom Kläger erwartet; er hat sie auch unstreitig erbracht. Der 

Kläger hat die Seminare selbst konzipiert und war für deren Inhalt verantwortlich. Nach 

dem Tätigkeitsbericht war das Seminar „Anamneseschnipsel“ Teil des Blockpraktikums 

Chirurgie im 10. Semester und damit Teil der wissenschaftlichen Lehre. Auch das Semi-

nar „Ärzte an Grenzen“ war schon seit 2008 ein Angebot für PJ-Studierende und wurde lt. 

Tätigkeitsbericht aus der Chirurgie in die Innere Medizin verlegt. Auch hier handelt es sich 

eindeutig um einen Teil der wissenschaftlichen Lehre. Auch wenn der Kläger vorträgt, die 

Seminare freiwillig gehalten zu haben, so ist das Gericht dennoch überzeugt, dass diese 
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Lehrtätigkeit zu seinem Aufgabenkreis gehörte und erwartet wurde. Denn auch in der 

Stellenausschreibung (Blatt 146 d.A.) ist die Durchführung von Seminaren für Studierende 

im chirurgischen Blockpraktikum als Aufgabe genannt. Die Lehrtätigkeit nahm nach An-

gaben des Beklagten nur 3,5 h/W in Anspruch, wobei auf die Chirurgie nur ca. die Hälfte 

der Zeit, also max. 2 h/W,  entfallen dürfte, nach dem das Seminar „Ärzte an Grenzen“ zur 

Inneren Medizin hinüber wechselte. Der Kläger hat hier insgesamt sogar nur 1 h/W pro 

Seminar angesetzt. 

(c) Die Curriculumsentwicklung und die Erstellung eines durchgängigen Lehrkonzepts 

als Aufgabe ist nicht in der Stellenausschreibung Chirurgie enthalten. Auch die Beweis-

aufnahme hat hierzu keine konkreten Hinweise erbracht. Prof. De... hat insoweit lediglich 

ausführen können, dass mit dem Begriff Curriculum in den Ausschreibungen in erster Li-

nie der fachspezifische Lehrplan gemeint sei (Blatt 760 d.A.) und er als Studiendekan für 

die Curriculumsentwicklung verantwortlich gewesen sei (Blatt 759 d.A.). Dass dies für den 

Bereich Chirurgie zu den konkret erwarteten Aufgaben des Klägers gehörte, ist nicht er-

sichtlich. Soweit sich der Beklagte auf die Mitarbeit des Klägers beim 5-Punkte-Plan Cur-

riculumsentwicklung 2014 beruft, die auf Initiative des Klägers unter seiner profunden 

Mitwirkung bis zum 8. Semester auch umgesetzt worden sei, so kann er hieraus für eine 

geforderte wissenschaftliche Tätigkeit im Bereich Chirurgie nichts Entscheidendes ablei-

ten. Zwar kann eine dem äußeren Anschein nach erfolgte bloße Stundenplanänderung 

(wie es der Kläger nennt) auf wissenschaftlichen Erkenntnissen der Medizindidaktik, die 

der Kläger in eigener Reflexion sich erarbeitet und mit umgesetzt hat, erfolgt sein. Aller-

dings wäre diese Tätigkeit erst deutlich nach der letzten Verlängerung des Arbeitsvertrags 

im Bereich Chirurgie (16.11.2012) erfolgt.  Damit können im Bereich Chirurgie wohl keine 

Wochenstunden für Curriculumsentwicklung als prägende wissenschaftliche Tätigkeit in 

Ansatz gebracht werden. 

(d) Der Auf-/Ausbau des E-Learning ist für den Bereich Chirurgie nicht in der Stellen-

ausschreibung enthalten und war nach Aussage von Prof. De... auch nicht Thema beim 

Einstellungsgespräch (Blatt 760 d.A.). Zwar war die Universität W… im medizindidakti-

schen Bereich für das E-Learning Schwerpunkt-Universität (so Prof. De..., Blatt 758 d.A.). 

Hierfür sei aber eine Biologin mit speziellen Informatikkenntnissen eingestellt worden. Es 

ist für das Gericht daher nicht erkennbar, dass der Kläger als Lehrkoordinator Chirurgie 
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überhaupt im Bereich des E-Learning arbeiten sollte. Auch insoweit kann hier ein Zeitan-

teil nicht in Ansatz gebracht werden. 

(e) Zu Gunsten des Beklagten kann für die Bereiche „Eigene Fortbildung bezüglich 

neuester medizindidaktischer Entwicklungen; Verbesserung der Prüfungsqualität; Schu-

lung und Weiterbildung der Dozenten“ und „Analyse, Evaluation und Verbesserung von 

Lehrveranstaltungen“ angenommen werden, dass eine geforderte wissenschaftliche Tä-

tigkeit gefordert wurde. Der Beklagte gibt für beide Bereiche zusammen 10 Wochenstun-

den an; für den Bereich Chirurgie damit ca. 5 Wochenstunden.  

(f) Die Tätigkeitsbereiche „Ansprechpartner für Studierende“ und „Organisation und 

Koordination einschließlich Zusammenstellen von Klausuren“ unterfallen unstreitig nicht 

dem wissenschaftlichen Bereich. 

b. Im Bereich Innere Medizin war die Aufgabenstellung des Klägers hingegen wissen-

schaftlich im Sinne des WissZeitVG geprägt. Dies folgt insbesondere aus der Stellenaus-

schreibung vom September 2010 (Blatt 14 d.A.) und der Arbeitsplatzbeschreibung von 

Prof. S... vom 12.10.2010 (Blatt 15 d.A.), dem Lehrbeauftragten des Bereiches Innere 

Medizin. 

(1) Aus dem Arbeitsvertrag vom 08.10.2010, der der Tätigkeit des Klägers im Bereich 

Innere Medizin zu Grunde liegt, sowie den folgenden Arbeitsverträgen können insoweit 

keine Rückschlüsse gezogen werden, ob das Arbeitsverhältnis wissenschaftlich im Sinne 

des WissZeitVG geprägt war. Es gilt hier das Gleiche wie zu den auf den Bereich Chirur-

gie bezogenen Arbeitsverträgen (s.o. III.4.a.(1)). 

(2) Im Gegensatz zur Stellenausschreibung Chirurgie vom September 2009 ist die Stel-

lenausschreibung für die Lehrkoordinatorenstelle im Bereich Innere Medizin vom Septem-

ber 2010 deutlich wissenschaftlich geprägt.  
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(a) Bereits an erster Stelle ist die „Analyse, Evaluation und Verbesserung von Lehrver-

anstaltungen“ als Aufgabe genannt. Dieselbe Formulierung findet sich im Internetauftritt 

(Blatt 16 d.A.).  

Analyse ist eine Untersuchung, bei der etwas zergliedert, ein Ganzes in seine Bestandtei-

le zerlegt wird (Duden, Deutsches Universalwörterbuch) bzw. die ganzheitliche, systema-

tische Untersuchung, bei der das untersuchte Objekt zergliedert und in seine Bestandteile 

zerlegt wird und diese anschließend geordnet, untersucht und ausgewertet werden, wobei 

auch die Beziehungen der einzelnen Elemente und deren Integration berücksichtigt wer-

den (https://de.wiktionary.org/wiki/Analyse). Bereits die geforderte Analyse von Lehrver-

anstaltungen setzt daher wissenschaftliches Arbeiten voraus. Auch wenn sich die Stellen-

ausschreibung an Ärzte wandte, so war ersichtlich weniger die wissenschaftliche Analyse 

der medizinischen Inhalte der Lehrveranstaltung gefordert, sondern eine Analyse aus me-

dizindidaktischer Sicht. Dies umfasst sowohl die Analyse einer einzelnen Veranstaltung 

als auch mehrerer Lehrveranstaltungen im sinnvollen didaktischen Zusammenspiel. Das 

Ziel einer solchen Analyse ist regelmäßig die Feststellung eines Ist-Zustandes oder die 

Erforschung von Ursachen dieses Ist-Zustandes. Bereits aus der Verwendung des Begrif-

fes Analyse ergibt sich aus Sicht des erkennenden Gerichts, dass insoweit systematisch 

wissenschaftliches Vorgehen verlangt war, um den Stand der Lehrveranstaltungen aus 

medizindidaktischer Sicht zu erfassen.  

Unter Evaluation oder Evaluierung wird regelmäßig die Bewertung bzw. Begutachtung 

von Projekten, Prozessen und Organisationseinheiten verstanden. Dabei können Kontext, 

Struktur, Prozess, Aufwand und Ergebnis einbezogen werden. Im Allgemeinen lässt sich 

als Evaluation auch die grundsätzliche Untersuchung begreifen, ob und inwieweit etwas 

geeignet erscheint, einen angestrebten Zweck zu erfüllen. Im Sprachgebrauch werden 

auch Evaluation, Untersuchung und Analyse gleichbedeutend im Sinne einer Bestands-

aufnahme ohne besondere Zweckorientierung gebraucht. Anwendungsbereiche der Eva-

luation sind etwa Bildung, Soziale Arbeit, Verwaltung, Wirtschaft oder Politikberatung. Für 

eine Evaluation werden Daten methodisch erhoben und systematisch dokumentiert, um 

die Untersuchung, das Vorgehen und die Ergebnisse nachvollziehbar und überprüfbar zu 

machen. Standardverfahren zur internen und externen Datenerfassung sind Befragung, 

Beobachtung, Monitoring, Test, Fragebogen und Materialanalyse. Die Bewertung erfolgt 
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durch den Vergleich der ermittelten Ist-Werte mit vorher explizit festgelegten, operationali-

sierten und begründeten Soll-Werten anhand festgelegter Indikatoren. Evaluation muss 

bestimmte Gütekriterien erfüllen: neben den Grundvoraussetzungen Nützlichkeit und Ob-

jektivität sind dies Reliabilität, Validität, Ökonomie und Normierung. Evaluation dient der 

rückblickenden Wirkungskontrolle, der vorausschauenden Steuerung und dem Verständ-

nis von Situationen und Prozessen. Anhand der Evaluationsdaten können untersuchte 

Prozesse angepasst und optimiert werden (https://de.wikipedia.org/wiki/Evaluation#cite 

_note-1). Dass die Evaluierung von Lehrveranstaltungen damit wissenschaftlichen Cha-

rakter haben sollte, also nach Aufgabenstellung und anzuwendender Arbeitsmethode da-

rauf angelegt sein sollte, neue Erkenntnisse zu gewinnen und zu verarbeiten, um den 

Erkenntnisstand der Medizindidaktik als - wenn auch junger - wissenschaftlichen Disziplin 

zu sichern oder zu erweitern, steht für das Gericht außer Frage. 

Das Gleiche gilt für die geforderte Weiterentwicklung der Lehrveranstaltungen, die auf 

Basis der durch Analyse und Evaluation gewonnenen Erkenntnisse erfolgen sollte.  

(b) An zweiter Stelle war in der Stellenausschreibung „Entwicklung und Umsetzung 

innovativer Lehrangebote“ als Aufgabe genannt. Auch hierin liegt ein eindeutiger Bezug 

zu wissenschaftlicher medizindidaktischer Tätigkeit. Wer Lehrangebote entwickeln soll, 

kann dies nur in genauer Kenntnis vorhandener Lehrangebote und deren didaktischer 

Vor- und Nachteile. Dabei ist diese Kenntnis gerade nicht beschränkt auf die in W… be-

reits vorhandenen Angebote. Dies liegt zum einen auf der Hand und wurde vom Kläger 

auch durch seine Zusammenarbeit und den Austausch mit anderen Universitäten so ver-

standen. Zum anderen ergibt sich dies auch und gerade daraus, dass die Lehrangebote 

innovativ, also unter Einbeziehung von Neuem, sein sollten. Dies wiederum setzt auch 

voraus, dass der Stelleninhaber sich selbst auf dem neuesten Stand der Medizindidaktik 

halten sollte, um überhaupt sinnvollerweise innovative Lehrangebote entwickeln zu kön-

nen. Welche der so gewonnenen Erkenntnisse dann in die Praxis der Lehre in W… um-

gesetzt werden (und welche eben nicht), bedarf vorher einer kritischen Auseinanderset-

zung und Reflexion, also einer wissenschaftlichen Auseinandersetzung. Jedenfalls geht 

aus der Stellenausschreibung hervor, dass dies vom Stelleninhaber gerade auch im me-

dizindidaktischen Bereich erwartet wurde. Auch im Internetauftritt ist die eigene Weiterbil-
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dung im Hinblick auf neueste Entwicklungen der medizinischen Didaktik ausdrücklich er-

wähnt. 

(c) Ähnliches gilt für die dritte in der Stellenausschreibung genannte Aufgabe, die Curri-

culumsentwicklung. Curriculum ist ein Lehrplan oder Lehrprogramm, das auf einer Theo-

rie des Lehrens und Lernens (Didaktik) aufbaut. Ein Lehrplan ist in der Regel auf die Auf-

zählung der Unterrichtsinhalte beschränkt. Das Curriculum orientiert sich hingegen mehr 

an Lehrzielen und am Ablauf des Lehr- und Lernprozesses oder des Studiengangs. Ins-

besondere enthält es auch Aussagen über die Rahmenbedingungen des Lernens. Neben 

den Lehrinhalten werden auch "lern- und entwicklungspsychologische Möglichkeiten der 

Adressaten" berücksichtigt (https://de.wikipedia.org/wiki/Curriculum_(P%C3%A4dagogik).  

Schon der Begriff des Curriculums enthält somit eine deutliche didaktische Komponente. 

Dass diese gerade der Lehrkoordinator einbringen soll – hierfür wurden die Stellen ja 

nach Aussage von Prof. De... im Jahre 2007 überhaupt geschaffen (Blatt 758 d.A.) – liegt 

auf der Hand. Curriculumsentwicklung ist eben nicht nur die Aufstellung eines Stunden-

plans. Um hier sinnvoll als Didaktiker mitarbeiten zu können, ist die wissenschaftliche 

Auseinandersetzung mit dem Inhalt des zu vermittelnden Stoffes zwar hilfreich, aber nicht 

notwendig und konnte vom Kläger nicht erwartet werden. Hierfür waren die Lehrbeauf-

tragten der jeweiligen Fakultäten (etwa Prof. D... für die Chirurgie und Prof. S... für die 

Innere Medizin) die Ansprechpartner. Das didaktische Wissen aber, etwa für welchen 

Stoff sich welche Vermittlung (Vorlesung, Übung, Praktikum, Selbststudium, E-Learning 

etc.) am besten eignet, sollte angesichts der Stellenausschreibung insbesondere der 

Lehrkoordinator einbringen. Das musste deshalb nicht zwingend ein Mediziner sein, auch 

wenn sich die Stellenausschreibung an Mediziner wandte. Um hier sinnvolle und fundierte 

Vorschläge zur Entwicklung eines Curriculums machen zu können, muss sich ein Lehrko-

ordinator selbst auf dem neuesten Stand der Medizindidaktik halten und sich kritisch und 

reflektierend, also wissenschaftlich, mit den theoretisch zur Verfügung stehenden Mög-

lichkeiten auseinandersetzen. Auch im Internetauftritt ist die Mitarbeit an der Curriculums-

entwicklung ausdrücklich genannt. 

(d) Die vierte Aufgabenstellung, die Konzeption von Lehrveranstaltungen und deren 

Betreuung, erfordert ebenfalls eine wissenschaftliche Auseinandersetzung mit medizindi-

daktischen Erkenntnissen. Konzeption heißt in diesem Zusammenhang, Lehrveranstal-
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tungen neu zu entwerfen im Gegensatz zur Analyse, Evaluation und Weiterentwicklung 

(bestehender) Lehrveranstaltungen (= erste Aufgabe). Hier ist zwar zunächst zu klären, 

welcher medizinische Inhalt vermittelt werden soll. Die Art und Weise, also das didakti-

sche Konzept, sollte aber Aufgabe des Lehrkoordinators sein. Auch um insoweit sinnvoll 

und fundiert zu arbeiten muss sich der Lehrkoordinator selbst auf dem neuesten Stand 

der Medizindidaktik halten und sich kritisch und reflektierend, also wissenschaftlich, mit 

den theoretisch zur Verfügung stehenden Möglichkeiten auseinandersetzen. Ob dies auch 

für die Betreuung einer solchen Lehrveranstaltung zutrifft, mag zweifelhaft sein. Allerdings 

liegt hier nahe, dass über die Instrumente der Analyse und Evaluation (erste Aufgaben-

stellung) die Lehrveranstaltung verbessert, verändert oder vielleicht auch wieder einge-

stellt wird, wenn sich das Konzept eben nicht bewährt. Konzeption von Lehrveranstaltun-

gen und deren Betreuung sind auch im Internetauftritt als Aufgabenstellung genannt. 

(e) Somit ist lediglich die fünfte Aufgabenstellung der Stellenausschreibung „Ansprech-

partner für Studierende“ nicht wissenschaftlich geprägt. 

(3) Auch die Arbeitsplatzbeschreibung von Prof. S... vom 12.10.2010 (Blatt 15 d.A.) gibt 

deutliche Hinweise auf die wissenschaftlich ausgerichtete Aufgabenstellung. Diese Ar-

beitsplatzbeschreibung bezieht sich ausschließlich auf den Bereich Innere Medizin (s.o.) 

und ist im Zusammenhang – nämlich nur fünf Tage nach Vertragsabschluss, aber vor 

Beginn der Tätigkeit des Klägers als Lehrkoordinator Innere Medizin – erstellt worden. 

(a) Explizit wird die Curriculumsentwicklung in der Arbeitsplatzbeschreibung an erster 

Stelle genannt. Notwendig sei ein strukturierter Plan zu den Lehrinhalten und zu den Me-

thoden der Kurse/Praktika. Mit „Methoden“ ist eindeutig der didaktische Bezug hergestellt.  

(b) Ebenso ist hier der Ausbau des E-Learning genannt – ein Bereich der Medizindidak-

tik, in dem die Universität W… innerhalb der bayerischen Universitäten nach Aussage von 

Prof. De... den Schwerpunkt hatte. Auch wenn der Kläger insoweit nicht federführend tätig 

sein musste, da hier andere Lehrkoordinatoren den Schwerpunkt hatten, so war im Be-

reich der Inneren Medizin doch die Mitarbeit gefordert an diesem wohl auch wissenschaft-

lich zu bearbeitenden Projekt. Im Internetauftritt ist die curriculare Einbindung des E-
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Learning Angebots in die Präsenzlehre auch als Aufgabe genannt. Das Gericht geht da-

her davon aus, dass der Kläger jedenfalls die didaktischen Möglichkeiten des E-Learning 

erkennen und dahingehend zu reflektieren hatte, wie diese aus didaktischer Sicht am bes-

ten in die Lehre integriert werden könnten. Auch insoweit war daher eine wissenschaftli-

che Herangehensweise gefordert. 

(c) Weiterhin ist die Schulung der Dozenten genannt. Gerade die Schulung der Dozen-

ten kann sich nach Ansicht des Gerichts nicht in der unreflektierten Vermittlung von didak-

tischen Methoden erschöpfen. Vielmehr ist auch hier erforderlich – gerade weil insoweit 

ein akademischer Überbau, etwa ein Lehrstuhl für Medizindidaktik, fehlte -, dass der 

Lehrkoordinator selbst entscheidet, welche Lehrmethoden er für welche Lehrveranstal-

tungen für sinnvoll hält ggf. unter Berücksichtigung der jeweiligen Stärken und Schwächen 

der Dozenten. Das Weitertragen des neuesten didaktischen Wissens  an die Lehrenden 

ist ebenfalls als Aufgabe im Internetauftritt genannt. 

(d) Die übrigen in der Arbeitsplatzbeschreibung genannten Punkte dürften eher nicht 

wissenschaftlichen Charakter haben. Allerdings nehmen diese Punkte der vom Kläger 

geforderten Lehrkoordinatorentätigkeit nicht die wissenschaftliche Prägung. So sollen 

beispielsweise die Aufgaben „Koordination und Organisation von Veranstaltungen“ und 

„Ansprechpartner für die Studenten“ zusammen mit der Sekretärin Frau M... durchgeführt 

werden und eben nicht vom Kläger alleine. 

(4) Der Kläger kann hinsichtlich der medizindidaktischen Aufgabenstellungen nicht ein-

wenden, dass er als Theologe nicht in der Lage gewesen wäre, auf medizindidaktischem 

Gebiet entsprechend wissenschaftlich zu arbeiten und dass dies bekannt gewesen sei. 

Zum einen genügt insoweit die Mitarbeit an einer solchen Aufgabenstellung. Zum anderen 

war dem Kläger klar, dass die von ihm und auch Prof. D... mit in den Vordergrund gestell-

ten Kenntnisse und Fähigkeiten im medizindidaktischen Bereich bereits wesentlich für 

seine Einstellung als Lehrkoordinator Chirurgie gewesen waren, auch wenn diese Stelle 

nicht wissenschaftlich geprägt im Sinne des WissZeitVG war (s.o.). Dies folgt ganz ein-

deutig aus der Einvernahme von Prof. De... und Prof. D.... So hat Prof. De... erklärt, dass 

sowohl Prof. D... als auch der Kläger hervorgehoben hätten, dass der Kläger schon Vorer-

fahrungen im Bereich der Medizindidaktik habe (Blatt 758 d.A.). Wegen dieser Vorerfah-
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rungen sei er eingestellt worden (Blatt 759 d.A.). Die Bedenken von Prof. De... gegen die 

Einstellung seien genau mit dem Argument ausgeräumt worden, dass der Kläger den me-

dizindidaktischen Bereich habe weiterentwickeln können und dies Thema im Vorstel-

lungsgespräch gewesen sei (Blatt 761 d.A.). Der Kläger hatte sich mit diesem Argument 

auch beworben. Im Bewerbungsschreiben wies er ausdrücklich auf die Mitgliedschaft in 

der Gesellschaft für Medizinische Ausbildung (GMA) hin. Der Hinweis darauf, dass ihn ein 

Promotionsvorhaben im Bereich der medizinischen Ausbildungsforschung interessieren 

würde, zeigt mit kaum zu überbietender Deutlichkeit, dass er sich für fähig hielt, wissen-

schaftlich im Bereich der Medizindidaktik tätig zu werden (vgl. Bewerbungsschreiben vom 

11.11.2009, Blatt 13 d.A.). Auch in seiner Bewerbung für die Lehrkoordinatorenstelle Inne-

re Medizin vom 01.09.2010 (Blatt 339 d.A.) führte der Kläger aus, dass es spannend sei, 

die ärztliche Ausbildung mitgestalten zu können und er bereits seit 2007 Mitglied der GMA 

sei. 

(5) Der Tätigkeitsbericht vom 18.03.2011 und das Mitarbeitergespräch vom 22.03.2011 

haben nicht zu einer Änderung der Aufgabenstellung geführt. Insoweit wird auf die Aus-

führungen unter II.4.a.(7) verwiesen.  

(6) Ebenso wie im Bereich Chirurgie ist auch für den Bereich Innere Medizin nicht er-

sichtlich, dass sich die Aufgabenstellung im Laufe der Tätigkeit als Lehrkoordinator geän-

dert hätte. Ausschlaggebend für die jeweiligen Verlängerungen der Arbeitsverträge bzw. 

die Neuabschlüsse war für den Studiendekan die Zufriedenheit der Fachbereiche. Eine 

Verschiebung der Aufgabenstellung hin zu mehr wissenschaftlicher Tätigkeit oder weg 

von wissenschaftlicher Tätigkeit vor den jeweiligen Vertragsverlängerungen bzw. Neuab-

schlüssen liegt nicht vor. Dass die Prof. Er… und Ei… als Leiter der Medizinischen Klini-

ken am 14.09.2011 (Blatt 341 d.A.) und am 08.05.2013 (Blatt 344 d.A.) mit den jeweiligen 

Vertragsverlängerungen einverstanden waren, ändert hieran nichts. Es ist nicht ersicht-

lich, dass sie sich irgendwie mit einer Änderung der Aufgabenstellung des Klägers weg 

von der wissenschaftlichen Prägung beschäftigt hätten. 

(7) Irrelevant ist, inwieweit der Kläger dann tatsächlich wissenschaftlich tätig wurde. Die 

Parteien haben es – wie bereits oben ausgeführt - nicht selbst in der Hand, durch eine 

Modifizierung der vertraglichen Aufgaben die Wissenschaftlichkeit nachträglich herbeizu-
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führen oder zu beseitigen. Andernfalls könnte der Arbeitnehmer beispielsweise selbst der 

Befristung die Grundlage entziehen, indem er entgegen der vertraglichen Vereinbarungen 

keine wissenschaftlichen Dienstleistungen erbringt.  

IV. Der Beklagte ist verpflichtet, den Kläger bis zum rechtskräftigen Abschluss des 

Rechtsstreits über die Wirksamkeit der Befristung des Arbeitsvertrags vom 16.11.2012 als 

Lehrkoordinator am Dekanat der Medizinischen Fakultät des Universitätsklinikums W… 

weiter zu beschäftigen, also in Teilzeit mit einem Anteil von 50 % einer Vollzeitkraft. Der 

Weiterbeschäftigungsanspruch ist entsprechend dem zuletzt ausgeübten Direktionsrecht 

zu tenorieren. Es kann daher offen bleiben, ob die Beschäftigung des Klägers als Lehrko-

ordinator Inhalt des Arbeitsvertrags geworden ist. 

Im Fall eines Kündigungsrechtsstreits besteht ein Weiterbeschäftigungsanspruch dann, 

wenn das Interesse des gekündigten Arbeitnehmers an einer Weiterbeschäftigung über 

den Ablauf der Kündigungsfrist hinaus das Interesse des kündigenden Arbeitgebers an 

einer Nichtbeschäftigung überwiegt. Das ist regelmäßig der Fall, wenn die Unwirksamkeit 

der Kündigung und damit der Fortbestand des Arbeitsverhältnisses durch ein die Instanz 

abschließendes Urteil festgestellt werden. Anderes gilt nur dann, wenn neben der Unge-

wissheit über den Prozessausgang zusätzliche, den Arbeitgeber besondere belastende 

Umstände vorliegen, die ein überwiegendes Interesse des Arbeitgebers an einer Nichtbe-

schäftigung des Arbeitsnehmers begründen. Diese Grundsätze gelten auch dann, wenn 

über die Wirksamkeit einer Befristung gestritten wird (BAG, Urteil vom 26.06.1996 -  

7  AZR 674/95). 

Dass es nach Vortrag des Beklagten am Ende des Arbeitsverhältnisses zu Beschwerden 

über den Kläger kam, kann zu Gunsten des Beklagten als wahr unterstellt werden. Es 

führt aber nicht zu einer Unzumutbarkeit der vorläufigen Weiterbeschäftigung. 
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C. 

Da beide Parteien in gleichem Maße obsiegt haben  bzw. unterlegen sind, waren die Kos-

ten des Rechtsstreits sowohl in erster Instanz als auch im Berufungsverfahren gegenei-

nander aufzuheben (§ 92 ZPO). 

Gründe, die Anlass zur Zulassung der Revision geben könnten, liegen nicht vor (§ 72 Abs. 

2 ArbGG). Das Gericht hat in Anwendung der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 

zum WissZeitVG einen Einzelfall entschieden. 

 

Rechtsmittelbelehrung: 

 

Gegen diese Entscheidung ist ein Rechtsmittel nicht gegeben; 

auf § 72 a ArbGG wird hingewiesen. 

 

 

 

 

 

 

 
Steindl Dorn Leikauf-Götz 

Vorsitzender Richter ehrenamtlicher Richter ehrenamtlicher Richter 
am Landesarbeitsgericht   

 


